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I.  Vergangenes. 


Der  Krieg. 

Der  Krieg  war  für  die  Arbeiterklasse  eine  Schule 
der  Leiden  und  der  Entbehrung.  Er  hat  den  Klassen- 
gegensatz mit  voller  Schärfe  in  seinen  Extremen  ent- 
wickelt. In  die  Milliarden  gehen  die  Gewinne,  die 
während  des  Krieges  Bankiers,  Industrielle  und  Herren- 
bauern in  die  Tasche  steckten;  ins  Unermessliche  die 
Opfer,  die  von  den  breiten  Volksmassen  dargebracht 
werden  mussten. 

Allerdings  sind  unter  dem  ungeheuren  Druck  der 
Kriegsverhältnisse  die  Löhne  gestiegen.  Es  wurden 
Teuerungszulagen  ausgerichtet,  die  in  Staat  und  Ge- 
meinde oft  die  Höhe  früher  gewährter  Löhne  erreichen. 
Aber  höher  als  die  höchsten  Löhne  stehen  die  Waren- 
preise. In  der  kapitalistischen  Gesellschaft  wachsen  nicht 
nur  die  Produktivkräfte  schneller  als  der  Markt;  es 
wachsen  auch  die  Preise  rascher  als  der  Lohn.  Die 
hohen  Löhne  beweisen  keineswegs,  was  kapitalistische 
Klopffechter  mit  ihnen  beweisen  wollen.  Es  geht  dem 
Arbeiter  nicht  besser,  der  Spielraum  seiner  Bedürfnisse 
wurde  nicht  erweitert,  die  Ausbeutung  seiner  Arbeits- 
kraft nicht  verringert.  Die  hohen  Löhne  bestätigen  im 
Gegenteil,  dass  die  Lebenshaltung  der  Proletarier  schwie- 
riger, ihre  Klassenlage  schlimmer,  ihre  Ausbeutung 
grösser  geworden  ist. 


In  der  einsetzenden  Periode  der  Massenarbeitslosig- 
keit aber  zeigt  sich  das  eigentliche  Wesen  des  kapi- 
talistischen Jochs.  Der  kaufkräftige  Markt  ist  übersättigt, 
die  Maschinen  stehen  still,  es  fehlt  an  Rohstoffen  und 
es  fehlt  an  Aufträgen.  Der  Kapitalist  weidet  sich  an 
seinen  gesicherten  Gewinnen,  der  Arbeiter  fliegt  aufs 
Pflaster.  Der  Kapitalist  labt  sich  an  seinen  Vorräten, 
der  Arbeiter  hungert  und  entbehrt. 

So  hat  der  Krieg  das  Wesen  der  kapitalistischen 
Produktion  in  allen  ihren  Phasen  zur  Schau  gestellt: 
in  der  äussersten  Entfaltung  märchenhafter  Bereicherung 
wie  in  der  Anhäufung  unerhörten  Massenelends;  in 
der  wilden  Aufpeitschung  aller  die  Hochkonjunktur 
kennzeichnenden  Kräfte  wie  in  den  grauenhaften  Fur- 
chen, die  der  wirtschaftliche  Niedergang  zieht. 

Auch  die  Arbeiterschaft  der  Schweiz  ist  durch  den 
Krieg  überrascht  worden.  Doppelt  überrascht:  durch 
die  wuchtige  Unmittelbarkeit  seines  Ausbruchs  und 
durch  die  Länge  seiner  Dauer.  Verwirrt,  desorientiert 
am  Anfang,  befangen  von  der  Furcht  einer  möglichen 
Invasion,  sammelte  das  Proletariat  der  Schweiz  seine 
Kräfte  in  dem  Masse  als  die  Besitzenden,  als  die  Pa- 
trioten, die  Schieber,  Wucherer  und  ihr  unvermeidlicher 
Anhang  den  Krieg  und  seine  Wirkungen  immer  unver- 
schämter als  nie  wiederkehrende  Gelegenheit  zur  Be- 
tätigung schmutziger  und  schmutzigster  Geschäfte  aus- 
nützten. Erst  schüchtern  und  unbeholfen,  dann  wage- 
mutiger und  entschlossener  holte  sie  zum  Widerstand 
aus.  Aber  die  Art  der  Abwehr  bewegte  sich  zunächst 
in  den  althergebrachten  Formen.  Bittgänge,  parlamen- 
tarische Forderungen,  lokale  Streiks  waren  die  Mittel 
der  Aktion.  Es  mangelte  die  revolutionäre  Praxis.  Es 
fehlte  die  Einsicht,  dass   die  Lebensbedingungen  des 
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Proletariats  durch  die  herrschende  Klasse  nur  soweit 
geschützt  werden,  als  sie  die  Arbeiter  zur  Sicherung 
des  reibungslosen  Gangs  der  Profitwirtschaft  braucht. 
Die  organisierte  Avantgarde  war  überdies  ein  kleines 
Häufchen  im  Vergleich  zu  der  überwiegenden  Masse 
der  Unorganisierten  und  Indifferenten.  Und  mag  es  im 
Lauf  der  vier  Jahre  besser  geworden  sein,  mögen  Partei 
und  Gewerkschaften  ihre  Mitgliederzahl  verdoppelt 
haben,  so  ist  die  Macht  der  kapitalistischen  Gegner 
infolge  ihrer  wirtschaftlichen  Ueberlegenheit  rascher 
gestiegen  als  die  Macht  der  Arbeiterklasse. 

Aus  dieser  Tatsache  erklärt  sich,  dass  die  materiellen 
Erfolge  der  Arbeiterschaft  nicht  proportional  sind  ihrer 
gesteigerten  Kraftentfaltung.  Wohl  wuchsen  die  Macht- 
positionen der  Arbeiterklasse,  aber  rascher  wuchs  der 
Kapitalprofit.  Wohl  mussten  Unternehmer  und  Staat 
Zugeständnisse  machen,  aber  es  blieb  ihnen  von  dem 
aufgehäuften  Reichtum  mehr  als  früher,  da  sie  weniger 
gewähren  mussten.  Der  wirtschaftliche  und  soziale  Ab- 
stand zwischen  der  Bourgeoisie  und  dem  Proletariat 
ist  heute  grösser  als  vor  dem  Krieg. 

Die  Abwehr. 


Dieser  erweiterte  Abstand  spiegelt  sich  in  den  For- 
derungen und  Kampfmitteln  wieder,  die  die  Arbeiter- 
klasse seit  Beginn  des  Krieges  aufstellte  und  anwandte. 
Die  Forderungen  wurden  instinktiv  weiter  gesteckt,  die 
Kampfmittel  ausgedehnt  und  verschärft.  Drei  Etappen 
lassen  sich  rückschauend  deutlich  unterscheiden: 

1.  Von  der  Einsetzung  der  Notstandskommission  bis 
zum  Demonstrationsstreik  vom  30.  August  1917. 


2.  Von  der  Bildung  des  Oltener  Aktionskomitees  im 
Januar  1Q18  bis  zu  der  Milchpreiskampagne  im 
Frühjahr  1918. 

3.  Von  dem  Basler  Arbeiterkongress  (Juli  1918)  bis 
zu  den  Novemberstreiks  1918. 

Jede  dieser  drei  Etappen  war  gekennzeichnet  durch 
ihre  besondern  Forderungen  und  Kampfmittel,  jede 
dieser  drei  Etappen  bedeutet  einen  entscheidenden  Fort- 
schritt in  der  Entwicklung  des  proletarischen  Klassen- 
kampfes in  der  Schweiz. 

Bei  Beginn  des  Krieges  unterhielten  Partei  und 
Gewerkschaften  formelle  Beziehungen  zwischen  ihren 
Zentralinstanzen.  Aktionen  von  grösserer  Bedeutung 
wurden  gemeinsam  nicht  geführt.  Die  Bildung  der 
zentralen  Notstandskommission  war  der  erste  praktische 
Versuch  einer  Zusammenfassung  der  Kräfte.  Es  lag 
an  den  Verhältnissen  wie  an  den  Personen,  dass  da- 
mals der  Frontverlauf  nicht  der  Linie  des  Klassengegen- 
satzes folgte.  Partei  und  Gewerkschaften  bildeten  zwar 
den  Kern  der  Notstandskommission.  Daneben  waren 
vertreten  der  Christliche,  Gelbe  und  Grütlianer  um- 
fassende Schweizerische  Arbeiterbund  und  der  Verband 
schweizerischer  Konsumvereine.  Nicht  der  Gegensatz: 
Ausbeuter  und  Ausgebeutete,  Unternehmer  und  Ar- 
beiter wurde  durch  die  Schaffung  der  als  Abwehr- 
organ gedachten  Notstandskommission  markiert.  Diese 
Zentralinstanz  brachte  eher  den  Gegensatz  der  Kon- 
sumenten zu  den  Produzenten  zum  Ausdruck. 

Das  war  ihr  Vorzug  und  ihre  Schwäche.  Es  war 
der  erste  ernsthafte  Versuch  während  des  Krieges,  die 
Interessen  der  notleidenden  Bevölkerung  einheitlich 
zusammenzufassen.  Dieser  Versuch  aber  musste  zu- 
gleich scheitern  an  den  Innern  Widersprüchen  der  in 
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der  Notstandskommission  vertretenen  Arbeiter-  und 
Konsumentenorganisationen.  Aus  diesem  Grunde  kam 
es  nie  zu  wirklichen  Aktionen.  Der  Klassengegensatz 
und  das  eigentliche  Wesen  der  Profitwirtschaft  wurden 
eher  verwischt  als  mit  Schärfe  enthüllt.  Als  Kampforgan 
konnte  die  Notstandskommission  überhaupt  nicht  in 
Frage  kommen.  Zum  Teil  waren  die  hinter  ihr  stehenden 
Verbände  keine  Kampforganisationen,  zum  Teil  fanden 
sie  die  Kraft  zur  entschlossenen  Abwehr  nicht.  Was 
die  Notstandskommission  erreichte,  das  waren  einige 
Brosamen,  die  von  der  reich  besetzten  Tafel  der  kapi- 
talistischen Herren  fielen.  Damit  aber  konnte  und  durfte 
die  Arbeiterklasse  auf  die  Dauer  sich  nicht  zufrieden 
geben.  In  dem  halbtägigen  Demonstrationsstreik  vom 
30.  August  1917  tat  das  Proletariat  seinen  Willen  kund. 
Zum  erstenmal  während  des  Krieges  hatte  es  sich  in 
grösserm  Massstabe  zu  Opfern  entschlossen.  Prote- 
stierte es  bis  dahin  nach  Feierabend,  so  ging  es  jetzt 
über  zum  allgemeinen  Streik,  und  zwar  zum  wirtschaft- 
lichen Streik  mit  stark  politischem  Einschlag, 

Im  Demonstrationsstreik  vom  30.  August  1917  brach 
die  Notstandskommission  und  ihre  Politik  des  schüch- 
ternen Wünschens  zusammen.  In  diesem  Zusammen- 
bruch stiess  die  klassenbewusste  Arbeiterschaft  die 
wie  Bleigewicht  an  ihr  hängenden  Fremdkörper  im 
Schweizerischen  Arbeiterbund  und  im  Verband  schwei- 
zerischer Konsumvereine  ab  und  schweisste  Partei  und 
Gewerkschaften  enger  aneinander. 

War  dieser  Demonstrationsstreik  der  erste  allge- 
meine politische  Streik  in  der  Schweiz,  so  leitete  er 
gleichzeitig  zur  zweiten  während  des  Krieges  durch- 
laufenen Etappe  über.  Der  Streik  brachte  die  Schei- 
dung   und    Läuterung.    Unter    dem    Druck    der   ver- 


schärften  Existenzschwierigkeiten  passte  sich  die  Ar- 
beiterbewegung mit  innerer  Gesetzmässigkeit  den  ge- 
sellschaftlichen Tatsachen  an.  Die  im  Streik  lebendig 
gewordenen  Kräfte  rangen  nach  ihrem  organisatorischen 
Ausdruck.  Die  Materie  drängte  zu  der  ihr  entsprechen- 
den Form  und  fand  sie  in  der  Schaffung  des  Oltener 
A  ktionskomitees. 

Die  Zusammenfassung  des  Klassenkampfes. 

Die  neue  Instanz  war  die  Vereinigung  der  gewerk- 
schaftlichen und  politischen  Bewegung,  die  Zusammen- 
fassung des  Klassenkampfes  unter  einer  einheitlichen 
Leitung.  Ihre  Probe  hatte  sie  im  Kampf  gegen  die 
Zivildienstpflicht  zu  bestehen,  aus  dem  heraus  sie  ge- 
boren wurde.  Und  sie  hat  diese  Probe,  trotz  aller 
Mängel  und  Fehler,  glänzend  bestanden.  Aber  noch 
gab  es  eine  grosse  Gruppe,  die  ausserhalb  der  nun- 
mehr vereinigten  Kaders  blieb.  Das  Verkehrspersonal 
stand  in  der  Hauptsache  abseits.  Ohne  das  Verkehrs- 
personal jedoch  war  an  eine  Steigerung  der  Massen- 
aktion nicht  zu  denken.  Es  galt,  auch  diese  Kategorien 
in  die  Reihen  der  kämpfenden  Arbeiterschaft  hinüber- 
zuziehen. Erst  so  verstärkt,  war  die  grössere  Macht- 
entfaltung möglich. 

Den  Anlass  bot  die  geplante  Milchpreiserhöhung. 
Von  ihr  wurden  die  der  Arbeiterbewegung  noch  fern- 
stehenden Kreise  des  Verkehrs-  und  Staatspersonals 
ungleich  härter  betroffen  als  die  Industriearbeiterschaft. 
Durch  die  Verhältnisse  dazu  gedrängt,  schloss  sich 
der  Föderativverband  des  eidgenössisclien  Personals  der 
Bewegung  gegen  den  Milchpreis  an. 
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Diese  erstmals  praktisch  geübte  Solidarität  überwog 
vielleicht  das  positive  Endresultat  in  der  Milchpreis- 
frage. Vom  Standpunkt  der  Gesamtbewegung  aus  be- 
trachtet, waren  fünfzigtausend  Verkehrsangestellte  als 
dauernde  Bundesgenossen  im  proletarischen  Klassen- 
kampf so  wichtig  als  ein  paar  Rappen  auf  oder  ab 
des  Milchpreises.  Alle  Aktionen  der  Arbeiterklasse 
führten  bis  jetzt  nicht  zu  dem  erhofften  Erfolg,  well 
die  Machtverhältnisse  zu  ungleich,  die  organisierte  Kraft 
der  Bewegung  \zu  gering  war.  Jetzt  aber  stiess  eine 
Schicht  zu  der  Arbeiterschaft,  die  vermöge  ihrer  Be- 
rufsstellung von  grösster  Wichtigkeit  für  die  Massen- 
aktion ist.  Was  jahrelanger  Agitation  nicht  gelingen 
wollte,  vollzog  sich  nunmehr  unter  dem  Druck  einer 
skrupellosen  Politik  der  herrschenden  Klasse  in  wenigen 
Tagen.  Dem  klassenbewussten  Teil  der  Arbeiterschaft 
erwuchs  jetzt  die  Aufgabe,  die  spontan  und  bloss 
vorübergehend  zustande  gekommene  Solidarität  zu  einer 
dauernden  auszugestalten. 

Das  Verkehrspersonal  setzte  sich  nur  zum  kleinsten 
Teil  aus  einer  geschulten,  sturmerprobten  Kampftruppe 
zusammen.  So  freudig  es  sich  der  Frühjahrsaktion  an- 
schloss,  so  selbstverständlich  war  es,  dass  diese  Soli- 
darität nur  in  solchen  Kämpfen  zu  einer  dauernden 
umgestaltet  werden  konnte,  in  denen  zugleich  wesent- 
liche Forderungen  des  Personals  in  Frage  standen. 
Diese  Erkenntnis  erklärt,  warum  die  Bewegung  gegen 
den  Milchpreis  mit  einem  Teilerfolg  sich  bescheiden 
musste,  erklärt,  warum  eine  neue,  umfassende  Be- 
wegung erst  eingeleitet  werden  konnte,  als  wichtige 
Personalforderungen  in  den  trüben  Wogen  bürger- 
lichen Unverstandes  unterzugehen  drohten. 

Diese  Bewegung  kam.  Sie  erreichte  ihren  Höhepunkt 
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im  Basler  Arheiterkongress,  der  den  dritten  Abschnitt 
der  Entwicklung  erschloss.  Partei  und  Gewerkschaften 
hatten  sich  theoretisch  schon  vor  dem  Kriege  für  den 
Massenstreik  erklärt.  Im  März  1918  sprachen  sie  sich 
für  die  praktische  Anwendung  des  politischen  Streiks 
aus.  Nicht  für  den  Massenstreik  zu  haben  war  bislang 
das  Gros  des  Verkehrs-  und  Staatspersonals.  Es  glaubte, 
seine  ökonomischen  und  sozialen  Forderungen  auf  dem 
Wege  des  Feilschens  und  des  Antichambrierens  bei 
allen  parlamentarischen  Gruppen  zu  erreichen.  Die 
Bitterkeit  der  Erfahrungen  läuterte  die  Erkenntnis.  In 
Basel  schloss  es  sich  dem  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Aktionsprogramm  der  Arbeiterschaft  an. 

Aktionskomitee  und  Arbeiterkongress  waren  jetzt 
nicht  mehr  bloss  der  Willensausdruck  der  sozialistischen 
Gewerkschafter  und  Parteigenossen.  Die  Einheit  griff 
weiter,  die  Forderungen  griffen  weiter  und  die  Kampf- 
mittel nicht  minder.  Das  Verkehrs-  und  Staatspersonal 
lieh  seine  Unterstützung  nicht  nur  den  Postulaten,  es 
lieh  sie  auch  dem  Streik.  Aber  auch  diese  Unterstützung 
ging  nur  soweit  und  währte  nur  solange  als  die  Personal- 
forderungen nicht  erfüllt  waren.  Teilweises  Entgegen- 
kommen der  Staatsbehörden  musste  damals  den  Ent- 
schluss  des  Personals  zur  Teilnahme  am  allgemeinen 
Streik  lähmen.  Als  in  der  Julibewegung  in  der  Frage 
der  Teuerungszulagen  Konzessionen  in  Aussicht  stan- 
den, als  in  der  Frage  des  Arbeitszeitgesetzes  Zusiche- 
rungen vorlagen,  war  der  Einbezug  des  Personals  in 
einen  Massenstreik  undenkbar.  Aus  diesem  Grunde 
ging  die  Bewegung  zu  Ende,  ohne  dass  es  zum  offenen 
Kampf  gekommen  wäre. 

Die  Aktionsleitung  stand  damals  vor  zwei  Möglich- 
keiten: Weiterführung  der  Bewegung  und  Gefährdung 
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der  jungen  Kampfgenossenschaft  mit  dem  Verkehrs- 
personal oder  Beendigung  der  Bewegung  und  Siche- 
rung der  Kampfgemeinschaft.  Mit  vollem  Recht  wurde 
der  zweite  Weg  gewählt.  Im  Interesse  des  Erfolges 
der  weitern  Offensive  war,  wie  Lenin  sagen  würde, 
die  Einstellung  der  eingeleiteten  Offensive  notwendig. 
Die  Bewegung  selbst  blieb  keineswegs  erfolglos.  Ab- 
gesehen von  den  materiellen  Zugeständnissen  festigte 
sich  im  Verkehrspersonal  die  Ueberzeugung,  dass  die 
unter  dem  Druck  der  Generalstreikandrohung  erzielten 
Errungenschaften  nur  der  von  der  Industriearbeiterschaft 
betätigten  Solidarität  zuzuschreiben  seien.  Der  Kontakt 
gestaltete  sich  inniger  und  in  ihm  lag  die  Vorbedingung 
für  die  Möglichkeit  des  allgemeinen  Streiks.  Erst  nach- 
dem das  eidgenössische  Personal  durch  die  Praxis  und 
die  Erfahrungen  eingesehen  hatte,  dass  es  allein  und 
auf  sich  selbst  angewiesen,  seine  Forderungen  nicht 
durchsetzen  könne,  fühlte  es  sich  als  Teil  der  Gesamt- 
Arbeiterbewegung  und  stellte  sich  in  ihren  Dienst. 
Ohne  diese  Erkenntnis  aber  wäre  der  organisatorisch 
beispiellos  und  wuchtig  dastehende  Landesstreik  nicht 
möglich  gewesen.  Jetzt  entsprang  er  mit  innerer  Not- 
wendigkeit aus  der  bisher  zähe  verfolgten  and  von 
anderer  Seite  ebenso  hart  angefochtenen  Taktik. 

Der  im  Krieg  rapid  erweiterte  wirtschaftliche  und 
soziale  Abstand  zwischen  der  besitzenden  und  der 
besitzlosen  Klasse  wurzelt  zum  Teil  in  der  Schwäche 
und  der  mangelnden  Kampfentschlossenheit  der  Ar- 
beiterschaft. Vernünftigerweise  musste  sich  daher  die 
Taktik  des  Proletariats  auf  die  Zusammenfassung  aller 
seiner  Einzelgruppen  und  damit  auf  die  Steigerung  der 
Machtentfaltung  richten.  Je  mehr  die  Vereinigung  der 
allgemeinen  Arbeiterbewegung  mit  dem  Klassenkampf 
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sich  vollzog,  um  so  planmässiger  und  weitergreifend 
waren  auch  die  Forderungen  des  Tageskampfes  zu 
entwickeln. 

Die  Forderungen. 

Die  ersten  beiden  Etappen  hatten  in  der  Hauptsache 
Forderungen  der  Abwehr  gegen  die  Teuerung  aufzu- 
weisen. Die  Forderungen  wechselten  und  entsprangen 
spontan  den  gegebenen  Verhältnissen.  In  der  dritten 
Periode  begriff  die  Arbeiterschaft  instinktiv,  dass  eine 
erfolgreiche  und  dauernde  Abwehr  der  Teuerung  auf 
dem  Boden  der  kapitalistischen  Gesellschaft  nicht 
möglich  sei.  Darum  ihr  Hauptbegehren  auf  Verkürzung 
der  Arbeitszeit,  darum  der  unsichere  Versuch,  Ziele  zu 
formulieren,  die,  wie  beispielsweise  die  Kontrolle  des 
Grosshandels,  Einführung  des  Kohlenmonopols  usw., 
Ansätze  zum  Aufbau  und  zur  Organisation  der  sozia- 
listischen Gemeinwirtschaft  bilden  sollten. 

Aber  der  bürgerliche  Staat  kann  keine  sozialistische 
Politik  treiben,  der  bürgerliche  Bundesrat  keine  sozia- 
listischen Programmpunkte  realisieren.  Das  war  der 
praktische  Anschauungsunterricht,  den  die  Julibewegung 
bot.  Sie  bildete  ein  notwendiges  Durchgangsstadium ^ 
um  den  Massen  zu  zeigen,  dass  ihr  Recht  nur  werden 
kann  aus  einer  Aenderung  der  politischen  Herrschaft. 
Der  Kampf  um  die  politische  Macht  im  Staate  musste 
in  den  Vordergrund  treten.  Von  der  Sozialdemokratie 
bewusst  geführt  in  den  Wahlen  und  Abstimmungen, 
in  den  Initiativ-  und  Referendumsbewegungen,  fand  er 
jetzt  seinen  Ausdruck  in  den  Novemberstreiks  1918. 
Nicht  im  Heugabelsinne  des  Wortes,  aber  im  Sinne 
seiner  gesellschaftlichen  Bedeutung  wurde  die  Bewe- 
gung über  ihren  bisherigen  Inhalt  hinausgehoben  und 
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entwickelte  sich  zum  revolutionären  Kampf.  Der  Ge- 
werkschafter erkannte,  dass  alle  seine  Wünsche  und 
Forderungen  an  den  Wällen  der  kapitalistischen  Profit- 
wirtschaft scheiterten,  und  nur  die  Ueberwindung  dieser 
Gesellschaft  ihm  Erweiterung  der  Lebensmöglichkeiten 
schafft.  Der  politisch  organisierte  Arbeiter  sah  ein,  dass 
zwar  der  Stimmzettel  eine  wichtige  und  unentbehrliche 
Waffe  im  proletarischen  Emanzipationskampfe  darstellt, 
dass  er  aber  der  Ergänzung  durch  den  Massenstreik 
bedarf,  um  den  Prozess  der  Umbildung  zu  beschleu- 
nigen, den  Anteil  der  Arbeiterklasse  an  der  politischen 
Macht  zu  vergrössern,  bis  sie  schliesslich  vollends  in 
ihre  Hände  übergeht. 

So  sind  die  drei  durchlaufenen  Stadien  drei  Haupt- 
abschnitte einer  Innern  organischen  Entwicklung.  Jede 
für  sich  bestimmte  Fortschritte  realisierend,  wäre  keine 
von  ihnen  ohne  die  andere  möglich  gewesen.  Jede  aus 
besondern,  wechselnden  Verhältnissen  entstanden,  war 
jede  Periode  eine  gesetzmässige  Notwendigkeit.  Das 
Grosse  und  Entscheidende  aber  ist:  dass  keine  der  drei 
Perioden  zurNiederlageoderzurSchwächungder  Arbeiter- 
klasse führte.  Jede  Etappe  endigte  mit  der  Ausdehnung  der 
Bewegung,  mit  der  Steigerung  ihrer  Macht  und  ihrer  Stärke. 

Diese  Tatsachen  werden  bei  der  Beurteilung  der 
hinter  uns  liegenden  Kämpfe  nur  zu  oft  und  zu  leicht 
übersehen.  Man  vergisst,  wo  wir  am  Anfang  des 
Krieges  standen,  übersieht,  wo  wir  in  der  August- 
Demonstration  1917,  in  der  Milchpreiskampagne  und 
in  der  Julibewegung  1918  standen.  Der  fehlende  Blick 
für  die  Wirklichkeit  führt  aber  nicht  nur  zu  einer 
falschen  Würdigung  der  Vergangenheit,  er  verleitet 
auch  zu  einer  falschen  Einschätzung  der  Gegenwart 
und  der  Möglichkeiten  weiterer  Aktionen. 
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IL  Revolutionäre  Voraussetzungen. 


Meinungsverschiedenheiten. 

Wir  stehen  heute  mitten  in  der  heftigsten  Dis- 
kussion über  Weg  und  Ziel  I<ünftiger  Aktionen.  Die 
Partei  soll  sich  ein  neues  Programm  geben,  das  Oltener 
Aktionskomitee  hat  Auftrag,  ein  neues  Bukett  von  For- 
derungen zu  flechten.  Darüber  ist  es  zu  tiefgehenden 
Meinungsverschiedenheiten  gekommen,  deren  hervor- 
stechendstes Merkmal  das  allgemeine  geistige  Chaos 
ist.  Jede  Nebenfrage  wird  zum  Hauptproblem  ge- 
stempelt und  in  Feuerbrillanten  gefasst.  Man  spricht 
nur  noch  in  Gegensätzen.  Reform  oder  Revolution, 
friedliche  oder  gewaltsame  Umwälzung,  Demokratie 
oder  Diktatur,  Methoden  des  westeuropäischen  Sozialis- 
mus oder  Bolschewismus  und  Spartazismus.  Für  das 
eine  oder  für  das  andere!  Wer  diese  Alternative  nicht 
.wählt,  ist  zum  mindesten  ein  schlechter  Sozialdemokrat. 

Nichts  irriger  indes  als  diese  Problemstellung.  Sie 
schafft  grundsätzliche  Gegensätze,  wo  keine  bestehen, 
erzeugt  Verwirrung  und  Entfremdung,  wo  Klarheit  und 
gemeinsames  Handeln  erstes  Gebot  sein  müssten. 

Die  Streitfrage  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  nicht 
prinzipieller  Natur.  Alle  wollen  den  Sturz  des  Kapitalis- 
mus, alle  wollen  den  Sozialismus.  In  der  Hauptsache 
ist  man  sich  auch  darin  einig,  dass  zur  Verwirklichung 
des  Sozialismus  sowohl  die  subjektiven  als  die  objek- 
tiven Bedingungen  vorhanden  sein  müssen,  dass  so- 
wohl der  persönliche  Wille  des  Proletariats  zur  kampf- 
frohen  Erfüllung  seiner  geschichtlichen  Ziele  als  der 
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wirtschaftliche  Reifegrad  für  die  Ueberleitung  zum  So- 
zialismus erforderlich  sind. 

Das  ist  es,  was  die  Sozialdemokratie  vom  Anarchis- 
mus scheidet.  Anarchisten  und  Putschisten  glauben, 
der  Appell  an  den  Willen  des  einzelnen  und  der  Masse 
genüge,  um  den  siegreichen  Kampf  zu  entfesseln.  Die 
Wirklichkeit  der  Verhältnisse,  die  sachlichen  Voraus- 
setzungen revolutionärer  Aktionen  bedeuten  ihnen 
nichts,  die  Persönlichkeit,  der  freie  Wille  alles.  Die 
Sozialdemokratie  berücksichtigt  beide  Faktoren.  Sie  ver- 
weist darauf,  dass  der  Kampfwille  allein  es  nicht  tut. 
Die  geschichtliche  Entwicklung  wird  beherrscht  durch 
die  ihr  innewohnenden  Gesetze.  Fehlen  die  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Voraussetzungen  für  eine  revolu- 
tionäre Erhebung,  so  muss  der  Kampf  scheitern,  auch 
wenn  die  Kämpfenden  den  grössten  Opfermut  be- 
zeugen, wie  das  der  Verlauf  der  Pariser  Kommune 
drastisch  illustriert. 

Zwei  Extreme. 


Nun  ist  es  aber  selbstverständlich,  dass  die  Wer- 
tung des  persönlichen  Willens  und  der  sachlichen 
Voraussetzungen  in  einer  Massenbewegung  verschieden 
ausfällt.  Und  hier  stossen  wir  auf  die  Ursache  der 
Meinungsdifferenzen,  die  die  Partei  und  die  Gewerk- 
schaften augenblicklich  beherrschen.  Die  einen  glauben, 
die  objektiven  Bedingungen  für  die  Verwirklichung  des 
sozialistischen  Endzieles  seien  bereits  vorhanden  und 
es  bedürfe  nur  noch  der  Aufrüttelung  und  Schulung 
der  Arbeiterklasse,  um  sie  zum  Siege  zu  führen.  Die 
andern  behaupten,  die  Entwicklung  sei  noch  nicht 
soweit   und   darum   der  Appell   an   die   revolutionäre 
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Gewalt  zum  mindesten  verfrüht,  sofern  sie  diese  Ge- 
walt überhaupt  als  Kampfmittel  anerkennen. 

Die  Verschiedenheit  in  der  Bewertung  der  beiden 
Faktoren  kommt  nicht  von  ungefähr.  Ihre  Wurzeln 
liegen  zum  Teil  im  Gegensatz  von  Stadt  und  Land, 
dann  aber  auch  in  einer  grundsätzlich  verschiedenen 
Auffassung  über  den  Weg  zum  Sozialismus. 

Die  Stadt  entwickelt  das  revolutionäre  Empfinder» 
rascher  und  stärker  als  das  Land.  In  der  Stadt  springt 
der  Klassengegensatz  krass  in  die  Augen,  die  Leute 
wohnen  dicht  beieinander,  das  Leben  pulsiert  in  starkem 
Fluss  und  die  Solidarität  findet  in  der  Vielheit  der 
Zahl  eine  haltbarere  Grundlage  als  in  der  Vereinzelung 
der  Proletarier  auf  dem  Lande.  So  kommt  es,  dass  in 
den  Kreisen  des  städtischen  Proletariats  die  revolu- 
tionären Bedingungen  vorhanden  zu  sein  scheinen, 
indes  sie  auf  dem  Lande  erst  im  Keimstadium  existieren. 

Es  ist  daher  ohne  weiteres  verständlich,  dass  in 
den  Städten  der  Appell  an  den  Massenwillen  wichtiger 
erscheint  als  alles  andere.  Die  grossen  Fabriken  und 
Banken,  die  meist  in  der  Form  von  Aktiengesellschaften 
bestehen,  können  jetzt  schon  ebenso  gut  von  der  All- 
gemeinheit übernommen  werden,  wie  sie  gegenwärtig 
von  einer  Gruppe  von  Kapitalisten  geleitet  und  aus- 
gebeutet sind.  Das  Proletariat  braucht  nur  zu  wollen 
und  dann  wird  es  gehen.  Da  aber  der  Sozialisierung 
auf  dem  Wege  des  Parlamentarismus  nicht  nur  der 
Widerstand  der  Grosskapitalisten  entgegensteht,  da  in 
den  Parlamenten  die  bäuerlichen  und  ländlichen  Abge- 
ordneten den  Ausschlag  geben,  muss  die  Sozialisierung 
mit  ausserparlamentarischen  Mitteln  durchgeführt  wer- 
den. Diese  Mittel  bestehen  im  wirtschaftlichen  und 
politischen  Streik. 
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Jeder  Streik  von  grösserm  Umfang  und  längerer 
Dauer  ruft  aber  die  Staatsgewalt  auf  den  Plan.  Der 
Militarismus  ist  der  Rettungsanker  der  Bourgeoisie. 
Ihm  erliegt  scheinbar  die  Arbeiterklasse,  solange 
sie  nicht  über  gleichwertige  Waffen  verfügt.  Will  sie 
nicht  auf  ihren  Kampf  verzichten  und  tausend  Jahre 
auf  die  Einführung  des  Sozialismus  warten,  so  muss 
sie  sich  ebenso  bewaffnen  wie  die  Bourgeoisie  und 
im  gegebenen  Falle  von  den  Waffen  rücksichtslos 
Gebrauch  machen.  Ist  der  Aufstand  aber  einmal  da 
und  führt  er  zur  Eroberung  der  Staatsgewalt,  so  muss 
die  Diktatur  vorübergehend  an  die  Stelle  der  Demo- 
kratie treten.  Mit  der  Eroberung  der  politischen  Ge- 
walt ist  die  Bourgeoisie  noch  nicht  überwunden.  Sie 
besteht  als  Minderheit  weiter,  die  wirtschaftliche  Macht, 
die  Produktionsmittel,  die  Fabriken,  die  Maschinen,  die 
Rohstoffe  befinden  sich  noch  in  ihrem  Besitz  und 
damit  die  Lebensbedingungen  jeder  Gesellschaft.  Da 
die  Bourgeoisie  freiwillig  von  ihrem  Eigentum  nichts 
herausgibt,  so  ist  sie  dazu  zu  zwingen  und  das  ver- 
mag die  siegreiche  Arbeiterschaft  nur  durch  die  An- 
wendung der  diktatorischen  Gewalt. 

Dieser  Gedanke  ist  durchaus  logisch.  An  seinem 
Ende  steht  die  Revolution  gegen  die  Reform,  die  ge- 
waltsame Umwälzung  gegen  die  friedliche,  die  Diktatur 
gegen  die  Demokratie.  Aber  die  Logik  allein  tut's  nicht, 
sobald  ihre  Voraussetzungen  falsch  sind.  Auch  ein 
Wahnsinniger  kann  logisch  scharf  sein,  ohne  dass 
man  seinen  Schlüssen  beipflichten  würde.  Nun  sind 
unsere  scheinbar  Radikalen  sicher  nicht  wahnsinnig, 
sie  meinen  es  ehrlich  und  aufrichtig  mit  der  Arbeiter- 
klasse. Die  Tatsache  aber,  dass  ihrem  geschlossenen 
Ideenkreis  ein  ebenso  logisch  aufgebautes  Gedanken- 
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gehäuse  von  der  Gegenseite  entgegengestellt  wird, 
muss  zum  Nachdenken  und  zur  ernsthaften  Prüfung 
der  vorgetragenen  Argumente  Veranlassung  geben. 

Diese  andere  Gedankenreihe  geht  von  zwei  Voraus- 
setzungen aus.  Einmal  seien  die  ökonomischen  Zu- 
stände in  der  Schweiz  für  die  Verwirklichung  des 
Sozialismus  noch  keineswegs  reif  und  sodann  stelle 
der  Sozialismus  das  Ergebnis  der  geistigen  Entwick- 
lung der  Arbeiterklasse  dar.  Die  Gewalt  sei  kein  Ersatz 
für  die  Unreife  des  Gehirns.  Indem  der  Sozialismus 
die  Gewalt  verpöne,  dürfe  er  die  Gewalt  nicht  selber 
zu  einem  Mittel  seiner  Aktionen  machen.  Der  Appell 
an  die  Gewalt  bilde  das  Eingeständnis  der  moralischen, 
geistigen  und  materiellen  Schwäche  der  Arbeiterklasse, 
und  selbst  im  Falle  einer  sieghaften  Anwendung  der 
Gewalt  durch  eine  proletarische  und  gesellschaftliche 
Minorität  sei  für  den  Sozialismus  nichts  erreicht,  denn 
der  auf  Zwang  und  nicht  auf  freier  Einsicht  und  Ueber- 
zeugung  beruhende  Aufbau  der  menschlichen  Wirtschaft 
habe  nur  so  lange  Bestand,  als  die  Aufrechterhaltung 
der  Gewaltherrschaft  möglich  sei.  Gewaltmittel  schüfen 
aber  keine  geistigen  Werte  und  Ueberzeugungen,  und 
so  müsse  der  Sozialismus  notwendig  zu  einem  ver- 
werflichen Zerrbilde  werden. 

So  betrachtet,  folge  mit  zwingender  Logik,  dass  der 
Sozialismus  im  eigenen  Interesse  jede  Diktatur  ablehnen 
und  sich  dem  jeweiligen  durch  die  Demokratie  zu  er- 
mittelnden Volkswillen  und  seinem  geistigen  Reifegrad 
fügen  müsse.  Komme  noch  hinzu,  dass  die  revolutio- 
näre Arbeiterschaft  nur  eine  gesellschaftliche  Minderheit 
bilde,  dass  auf  dem  Lande  die  objektiven  Bedingungen 
das  sozialistische  Denken  hemmen,  so  werde  der  Aufruf 
zur  revolutionären   Gewaltanwendung  zu  einem  Ver- 
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brechen  an  der  Arbeiterklasse  und  führe  zum  Ruin  der 
Bewegung.  Und  so  steht  am  Schluss  dieser  Ueber- 
legungen  umgekehrt  die  Reform  gegen  die  Revolution, 
die  friedh'che  Umwälzung  gegen  die  gewaltsame,  die 
Demokratie  gegen  die  Diktatur. 

Gegensätze,  die  keine  sind. 

Man  sieht:  die  Logik  der  einen  ist  so  scharf  und 
konsequent  wie  die  der  andern.  Die  Schärfe  der  Logik 
und  die  Konsequenz  aber  führt  zu  vollständig  entgegen- 
gesetzten Schlüssen,  weil  der  Standpunkt  ein  verschie- 
dener ist.  Wäre  die  eine  oder  die  andere  dieser  Auf- 
fassungen zutreffend,  so  bekämen  die  bürgerlichen 
Gegner  recht:  es  bliebe  nichts  als  die  Spaltung.  Wer 
auf  den  einen  der  beiden  Gedankengänge  schwörty  schliesst 
den  andern  aus.  Das  Leben  einer  aktionsfähigen  Partei, 
die  mehr  sein  will  als  nur  eine  Sekte,  mehr  sein  will 
als  nur  ein  Klub  von  harmlos-müssigen  Kaffeehaus- 
hockern, müsste  sich  entscheiden  zwischen  dem  Ent- 
weder— Oder. 

Die  Partei  hat  das  bis  jetzt  nicht  getan,  die  Gewerk- 
schaften haben  es  nicht  getan  und  die  allgemeine  Ar- 
beiterbewegung noch  viel  weniger.  Das  Leben  ist 
stärker  als  alle  schiefen  Doktrinen,  und  dieses  geschicht- 
liche Leben  sagt,  dass  es  falsch  ist,  zu  behaupten,  nur 
die  gewaltsame  Revolution  führe  die  Arbeiterklasse  zum 
Sozialismus  und  ebenso  falsch  die  Behauptung,  nur 
auf  dem  Wege  der  Reform  und  der  Evolution  sei  der 
Sozialismus  zu  verwirklichen.  Es  gibt  Perioden,  die 
die  Anwendung  gewaltsamer  Mittel  vernünftigerweise 
ausschliessen  und  die  Arbeiterschaft  auf  den  Weg  der 
langsamen  Reform  verweisen.  Es  gibt  aber  auch  Perioden, 
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die  zur  revolutionären  Tat  drängen  und  erbarmungslos 
über  jene  Aestheten  hinwegschreiten,  die  da  glauben, 
dass  sich  die  soziale  Revolution  mit  Lavendelwasser 
durchführen  lasse. 

Die  Wahl  der  Mittel  steht  der  Arbeiterklasse  nicht 
frei.  Sie  richtet  sich  nach  den  vorhandenen  Bedingungen 
und  Notwendigkeiten,  und  die  Mittel  selbst  sind  nach 
Möglichkeit  so  vorzubereiten,  dass  sie  im  Bedarfsfalle 
zur  Anwendung  gelangen  können.  In  diesen  Bedingungen 
und  Notwendigkeiten  spielt  das  Verhalten  der  herr- 
schenden Klasse  eine  wichtige  Rolle.  Diese  Rolle  bestimmt 
die  Taktik  der  Arbeiterbewegung  wesentlich,  wenn  auch 
nicht  ausschliesslich.  Wenn  der  Pazifist  auf  einsamem 
Wege  dem  Ueberfall  eines  Briganten  ausgesetzt  ist, 
so  wird  er  sich  seiner  pazifistischen  Gesinnung  wegen 
kaum  ruhig  den  Dolch  in  die  Brust  stossen  lassen. 
Er  wird  sich  wehren,  und  zwar  mit  den  Mitteln,  die 
ihm  zu  Gebote  stehen.  Auch  die  Arbeiterklasse  befindet 
sich  in  einem  Zustand  der  Notwehr.  Sie  müsste  vom 
Aberwitz  befallen  sein,  würde  sie  auf  die  Anwendung 
der  friedlichen  Kampfmittel  verzichten,  solange  die 
Demokratie  ihr  diese  uneingeschränkt  gewährt,  und 
sie  müsste  ihren  Befreiungskampf  aufgeben,  würde 
sie  etwa  auf  den  Streik  des  Staatspersonals  verzichten, 
weil  ihn  der  bürgerliche  Staat  unter  Strafe  stellt.  Die 
Notwehr  bedingt  das  Notrecht,  und  die  Mittel  des 
Notrechts  sind  heilig,  wenn  andere  Kampfmittel  für 
eine  aufsteigende  Klasse  nicht  im  Bereich  der  Mög- 
lichkeit liegen. 

So  steht  es  auch  mit  der  Revolution.  Sie  ist  keines- 
wegs das  künstliche  Produkt  irgendwelcher  Agitation. 
Wie  in  der  Natur,  so  gibt  es  in  der  Gesellschaft  Span- 
nungen, die  nur  durch  gewaltsame  Eruption  zu  lösen 
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sind.  Wichtig  ist,  dass  solche  Spannungen  vermieden 
werden,  um  den  friedlichen  Aufstieg  zu  ermöglichen. 
Sie  zu  vermeiden  liegt  aber  keineswegs  in  der  Macht 
der  Arbeiterklasse.  Darüber  entscheidet  die  herrschende 
Klasse,  und  da  keine  herrschende  Klasse  aus  freien 
Stücken  sich  entthronen  lassen  will,  ist  die  Wahr- 
scheinlichkeit revolutionärer  Erhebungen  grösser  als  die 
Wahrscheinlichkeit  ihrer  Umgehung. 

Das  Verhältnis  zum  Bolschewismus. 


Es  ist  darum,  beiläufig  gesagt,  nicht  nur  geschmack- 
los, es  ist  antisozialistisch,  wenn  man  den  Bolschewis- 
mus und  den  Spartazismus  verurteilt,  weil  er  zur  An- 
wendung von  Gewaltmitteln  und  zur  Diktatur  schreitet. 
Volksbewegungen  werden  nicht  am  grünen  Tisch  ge- 
macht, sie  lassen  sich  nicht  frei  aus  dem  Kopfe  heraus 
konstruieren;  sie  folgen  den  Gesetzen  der  gesellschaft- 
lichen Entwicklung.  Wem  das  Taktgefühl  und  die 
proletarische  Solidarität  nicht  verbieten,  gemeinsam  mit 
den  kapitalistischen  Agenten  über  die  Bolschewisten 
und  Spartazisten  zu  schimpfen,  den  müsste  wenigstens 
der  Blick  für  die  historischen  Bedingungen  und  das 
Schulbeispiel  der  französischen  Revolution,  auf  die 
sich  sozialistische  Quäker  sonst  nicht  selten  berufen, 
davon  abhalten,  den  eingeschworenen  Feinden  des 
Sozialismus  in  ihrem  verlogenen  Kampfe  gegen  den 
Bolschewismus  beizustehen. 

Das  Geschrei  wider  den  Bolschewismus  und  seine 
wirklichen  oder  ihm  unterschobenen  Gewalttätigkeiten 
hat  indes  noch  einen  andern  Grund.  Vielleicht  weniger 
der  Abscheu  vor  Greueltaten   und   Exzessen   als   die 
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Furcht  vor  der  konsequenten  Durchführung  des  revo- 
lutionären Klassenkampfes  im  eigenen  Lande,  auch  wenn 
er  sich  den  gegebenen  historischen  Bedingungen  ge- 
mäss ganz  anders  als  in  Russland  vollzieht,  steht  dieser 
hysterischen  Gegnerschaft  zu  Gevatter.  Unter  den 
sozialistischen  Streitern  gegen  den  Bolschewismus  trifft 
man  viele,  die  während  des  ganzen  Krieges  nie  ein 
Hehl  aus  ihrer  ententephilen  Gesinnung  gemacht  haben ; 
viele,  die  nie  ein  Wort  des  Protestes  gegen  die  Greuel 
des  imperialistischen  Krieges  und  des  Brudermordes 
hatten,  die  vielmehr  zu  jenen  «  Durchhaltern  »  gehörten, 
die  um  so  eifriger  für  die  angeblich  demokratischen 
Kriegsziele  der  Entente  oder  für  das  erlogene  Notwehr- 
recht der  Zentralmächte  schwärmten,  je  weniger  sie 
Gefahr  liefen,  selber  in  die  Schützengräben  gehen  zu 
müssen.  Solche  Leute,  die  die  Diktatur  der  Entente- 
Regierungen  als  eine  Selbstverständlichkeit,  das  Hin- 
morden Hunderttausender  als  etwas  ganz  Normales 
betrachteten,  schimpfen  jetzt  am  lautesten  auf  die  pro- 
letarische Diktatur  in  Russland  und  gegen  die  «bol- 
schewistischen Greuel». 

Wir  sind  der  Meinung,  es  sei  überhaupt  nicht  Auf- 
gabe einer  sozialistischen  Partei  des  Auslandes,  das 
Verdammungsurteil  über  die  russischen  Bolschewisten 
und  über  die  deutschen  Spartakisten  zu  fällen.  Jede 
Partei  hat  für  sich  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  eigenen 
Kampfbedingungen  zu  prüfen,  sich  zu  fragen,  welche 
Kampfmethoden  der  von  ihr  vertretenen  Arbeiterklasse 
am  besten  dienen.  Sie  kann  für  sich  den  Bolschewis- 
mus ablehnen,  wenn  sie  findet,  dass  die  historischen 
Bedingungen  ihres  Landes  gegen  ihn  zeugen.  Es  steht 
ihr  aber  nicht  zu,  die  russische  Revolution  und  ihre 
Kampfmittel,  die  grösste  Revolution  des  zwanzigsten 
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Jahrhunderts,  den  heldenmütigen  Kampf  jenes  Prole- 
tariats zu  verurteilen,  das  als  erstes  gegen  den  Krieg 
sich  erhob  und  so  die  Konsequenzen  aus  dem  Inter- 
nationalismus und  aus  den  Beschlüssen  der  internatio- 
nalen sozialistischen  Kongressen  gezogen  hat.  Eine 
Partei,  die  das  fertigbringt,  schädigt  nicht  nur  das 
revolutionäre  Werden  im  eigenen  Lande,  sie  wird  nicht 
nur  zum  Kumpanen  der  Reaktion;  sie  hört  überhaupt 
aufy  eine  revolutionäre ^  eine  sozialistische y  eine  inter- 
nationalistische Partei  zu  sein. 

Eroberung  der  politischen  Macht  als  Losung. 

Stehen  wir  auf  dem  Boden,  dass  Reform  und  Re- 
volution, friedliche  und  gewaltsame  Umwälzung,  De- 
mokratie und  Diktatur  keine  Gegensätze  sind,  für  die 
man  sich  nach  dem  Grundsatz  des  Entweder — Oder 
zu  entscheiden  hat,  glauben  wir  vielmehr,  dass  die 
vermeintlichen  Gegensätze  sich  auflösen  je  nach  der 
historischen  Situation  und  dass  die  Arbeiterschaft  ge- 
zwungen sein  wird,  bald  die  eine,  bald  die  andere 
Methode  anzuwenden,  so  ist  für  uns  ein  gutes  Stück 
des  Meinungsstreites  entschieden.  Ein  Stück  davon, 
und  noch  keineswegs  das  wichtigste.  Denn  nun 
handelt  es  sich  darum,  zu  wissen,  ob  die  Bedingungen 
für  die  eine  oder  die  andere  Methode  vorhanden  sind, 
welche  der  beiden  Methoden  im  gegebenen  Moment 
anzuwenden  ist  und  ob  sie  die  Arbeiterklasse  mit  der 
Wahrscheinlichkeit  auf  augenblicklichen  oder  spätem 
Erfolg  anwenden  kann.  Diese  Frage  ist  eine  Frage 
nach  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zusammenhängen 
und  nach  den  Kampfmitteln  der  kapitalistischen  Gegner. 
Zugleich  aber  ist  sie  eine  Frage  der  politischen  Macht. 
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Die  Eroberung  der  politischen  Macht  steht  an  der 
Spitze  des  sozialdemokratischen  Parteiprogramms.  Die 
Forderung  ist  kein  leerer  Schall.  Heute  erst  recht 
nicht,  da  der  Kapitalismus  sich  in  einer  schweren 
Krise  windet.  Er  wollte  angeblich  die  Probleme  der 
internationalen  Politik,  deren  Träger  er  ist,  durch  den 
Krieg  klären.  Statt  eine  Lösung  zu  bringen,  hat  er  die 
Konflikte  nur  noch  mehr  verschärft  und  neue  Konflikt- 
stoffe aufgehäuft.  Gleichzeitig  verschärfte  er  die  sozialen 
Gegensätze  in  einem  niegesehenen  Masse.  In  den  so- 
zialen Tiefen  beginnt  es  zu  dämmern.  Der  Arbeiter 
begreift  allmählich,  dass  seine  Bedürfnisse  im  Rahmen 
der  kapitalistischen  Gesellschaft  nicht  zu  befriedigen 
sind.  Selbst  der  Indifferente  lernt  verstehen,  dass 
der  Kapitalismus  und  die  auf  ihm  aufgebaute  Ordnung 
eine  Lösung  der  sozialen  Probleme  ausschliessen.  Da 
gewinnt  die  Eroberung  der  politischen  Macht  durch 
die  Arbeiterklasse  erhöhte  Bedeutung.  Sie  bildet  das 
Mittel,  das  zur  Umgestaltung  der  Gesellschaft  im  so- 
zialistischen Sinne  nötig  ist.  Kein  Wunder,  wenn  der 
Ruf  ertönt,  dass  es  nun  genug  sei  der  Kompromisse, 
genug  der  Bittgänge  und  parlamentarischen  Rede- 
übungen. Kein  Wunder,  wenn  aus  den  Reihen  der 
Arbeiterschaft  die  Forderung  entsteht,  es  sei  nunmehr 
die  ganze  Kraft  auf  die  Aenderung  des  politischen 
Systems  zu  richten. 

Die  Forderung  ist  um  so  verständlicher,  als  im 
Auslande  eine  Revolution  der  andern  folgt  und  auch 
in  den  bisher  ruhig  gebliebenen  Ländern  der  Acheron 
sich  in  Bewegung  setzt.  Und  das  Beispiel  wirkt  nicht 
nur  ansteckend  in  bezug  auf  die  Forderung  selbst.  Man 
will  die  Mittel  und  Methoden  nicht  minder  und  ergeht 
sich  da  und  dort  in  den  abenteuerlichsten  Vorstellungen. 
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Putschismus  und  Handstreiche  spielen  im  Kreise  mo- 
derner Carbonari  keine  geringe  Rolle  und  wer  von 
Haus  aus  mit  etwas  Phantasie  und  Temperament  aus- 
gerüstet wurde,  kommt  angesichts  der  schamlosen 
Wortbrüchigkeit  der  Bourgeoisie  und  ihrer  sesselkle- 
benden Politiker  leicht  zu  der  Meinung,  dass  mittelst 
des  Staatsstreiches  zu  holen  sei,  was  bisher  auf  dem 
Wege  des  gewöhnlichen  Kampfes  nicht  gelang:  die 
politische  Macht  im  Staate. 

Der  Krieg  als  revolutionärer  Faktor. 

Wir  gehören  nicht  zu  jenen,  die  in  diesem  Falle 
des  Mittels  wegen  den  Zweck  verleugnen.  Wenn  die 
Arbeiterklasse  die  Wahl  hätte,  auf  dem  Wege  des 
bewaffneten  Staatsstreiches  die  politische  Macht  im 
Handumdrehen  zu  erobern  und  zu  halten  oder  auf 
dem  Wege  der  demokratischen  Entwicklung  weitere 
Jahrzehnte  zu  leiden  und  zu  entbehren,  bis  sie  endlich 
ans  Ruder  kommt,  so  würden  wir  uns  unbedenklich 
für  den  ersten  Weg  entscheiden.  Die  Frage  ist  nur, 
ob  sie  diese  Wahl  besitzt.  Niemand  wagt  dies  für 
unsere  Verhältnisse  zu  bejahen,  auch  der  unentweg- 
teste Radikale  nicht.  Aus  einem  einfachen  Grunde! 
In  den  Ländern,  die  ihr  Verbrechen  durch  die  Revo- 
lution zu  sühnen  hatten,  herrschte  der  Krieg,  ein  vier- 
einhalbjähriger, zermürbender  Krieg.  Zum  Krieg  kam 
die  innere  und  äussere  Niederlage.  Die  Armeen  liefen 
auseinander,  die  Soldaten  hungerten  nach  ihren  Fami- 
lien, nach  ihrem  Heim.  Sie  mussten  jede  Anstrengung 
begrüssen,  die  auf  eine  rasche  Beendigung  des  Krieges 
gerichtet  war.     Der  Kriegsverlauf  selbst  erzeugte  die 
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revolutionäre  Stimmung  in  der  Armee.  Hinter  der 
Front  herrschte  die  Zwangswirtschaft  des  Krieges. 
Der  wirtschaftliche  und  finanzielle  Ruin  war  die  Folge. 
Je  länger  der  Krieg  dauerte,  desto  weitere  Kreise  zog 
die  Entbehrung,  die  Not  und  die  Unterernährung.  Die 
Aussichtslosigkeit,  den  Krieg  gewinnen  zu  können, 
brachte  die  innere  und  äussere  Front  ins  Wanken. 
Die  Armee  schlug  sich  zu  den  hungernden  Volks- 
massen und  damit  fiel  das  Fundament  der  bisherigen 
Staatsgewalt  auseinander.  Die  wesentliche  Voraus- 
setzung des  Staatsstreiches  und  der  Revolution  war 
durch  den  Eintritt  der  militärischen  Niederlage  er- 
füllt: die  Armee  weigerte  sich,  weiter  für  die  Herr- 
schenden zu  kämpfen  und  so  verlief  die  erste  Phase 
der  russischen,  der  österreichischen  und  der  deutschen 
Revolution  fast  wie  ein  heiteres  Spiel,  ohne  viel  Blut- 
vergiessen  und  ohne  grosse  Opfer.  In  den  Ländern 
aber,  die  den  militärischen  Sieg  errangen,  blieb  die 
Revolution  als  unmittelbare  Kriegswirkung  aus. 

Wie  steht-es  in  der  Schweiz?  Wir  haben  viereinhalb 
Jahre  Mobilisation,  aber  keine  aktive  Beteiligung  am 
Krieg  gehabt.  Die  schweizerische  Armee  blieb  intakt. 
Sie  rüstete,  ohne  die  Probe  der  Rüstung  ablegen  zu 
müssen.  Es  fehlt  also  bei  uns  das  wesentliche  Moment, 
das  in  den  militärisch  besiegten  Staaten  den  Uebergang 
der  Armeen  zu  den  revolutionären  Volksmassen  erklärt. 
Freilich,  auch  bei  uns  wuchs  die  Missstimmung  und 
mancher  feurige  Militarist  verwandelte  sich  in  einen 
entschiedenen  Antimilitaristen.  Diese  negativen  Wir- 
kungen des  aktiven  Dienstes  wurden  aber  teilweise 
dadurch  wieder  aufgehoben,  dass  die  Mobilisation  eine 
abwechselnde  war  und  der  einzelne  Wehrpflichtige 
nicht  während  der  ganzen  Kriegszeit  mobilisiert  blieb. 
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Massenstimmung  und  wirtschaftliche  Struktur. 

Zu  den  Voraussetzungen  bewaffneter  revolutionärer 
Kämpfe,  bei  denen  man  neben  seinem  Arbeitsplatz  auch 
seinen  Kopf  riskiert,  gehört  die  Massenstimmung.  In  den 
vom  Krieg  zur  Revolution  übergegangenen  Ländern  wurde 
diese  Stimmung  durch  einen  weitern  Faktor  wesentlich 
begünstigt.  Die  Soldaten,  für  die  der  Staat  während 
viereinhalb  Jahren  zwar  schlecht  genug,  aber  immerhin 
sorgte,  sahen  sich  plötzlich  ihrer  Existenzgrundlagen 
beraubt.  Sie  kehrten  heim,  fanden  aber  ihre  frühern 
Verhältnisse  nicht  mehr  vor.  Die  Familie  vielfach  durch 
den  Krieg  ökonomisch  ruiniert,  die  Lebenshaltung  teuer 
und  ungenügend,  die  Arbeitsplätze  besetzt,  von  Frauen 
und  Kindern  eingenommen,  in  den  Städten  Krise  und 
Massenarbeitslosigkeit.  Diese  Soldatenmassen  haben  im 
buchstäblichen  Sinn  des  Wortes  nichts  mehr  zu  ver- 
lieren, aber  alles  zu  gewinnen.  Sie  haben  im  Krieg 
überdies  das  Mordhandwerk  professionell  ausgeübt  und 
fürchten  Tod  und  Teufel  nicht  mehr. 

Nun  hat  sich  die  Lebenshaltung  der  Schweizer  Ar- 
beiter während  des  Krieges  sicher  nicht  gehoben.  Ent- 
behrung, Not,  Unterernährung  und  gegenwärtig  auch 
die  Massenarbeitslosigkeit  kamen  über  sie.  Ein  voll- 
gerüttelt Mass  von  Leiden  hat  sie  heimgesucht.  Was 
aber  einen  Teil  der  Massenpsychologie  im  revolutio- 
nären Ausland  ausmacht,  das  fehlt  bei  uns.  So  ent- 
wurzelt, so  aller  Existenzmittel  bar  wie  der  aus  dem 
Felde  heimkehrende  Krieger  ist  der  Schweizer  Arbeiter 
nicht.  Wir  sagen  das  nicht,  um  ihn  mit  seinem  Los 
zufrieden  zu  machen;  die  Tatsache  muss  festgestellt 
werden,  weil  sie  zu  der  objektiven  Beurteilung  der  revo- 
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lutionären  Möglichkeiten  gehört.  Fehlt  aber  diese  Ent- 
wurzelung, so  fehlt  auch  die  Quelle  der  für  revolutionäre 
Aufstände  unerlässlichen  Massenstimmung. 

Auch  die  wirtschaftliche  Struktur  des  Landes  ist  in 
diesem  Zusammenhang  zu  berücksichtigen.  Der  geo- 
graphischen Verhältnisse  wegen  war  die  industrielle 
S'edelung  in  der  Schweiz  seit  jeher  verschieden  von 
der  des  Auslandes.  Unsere  Industrie  ging  den  Fluss- 
läufen nach.  Es  entstanden  keine  Städte,  keine  Industrie- 
zentren mit  vielen  Hunderttausenden  von  Arbeitern. 
Der  proletarisierten  Bevölkerung  in  den  industriellen 
Ortschaften  steht,  trotz  ihrer  fortwährenden  Abnahme, 
noch  immer  eine  stark  bäuerlich  untermischte  Schicht 
auf  dem  Lande  entgegen.  Diese  Schicht  hat  ihre  eigene 
Ideologie,  die  auch  auf  die  ländliche  Arbeiterschaft 
abfärbt.  Ergeben  sich  schon  aus  dieser  Tatsache  ge- 
wisse Hemmungen,  so  kommt  weiter  hinzu,  dass  die 
eigentliche  Bauernbevölkerung  durch  den  Krieg  nichts 
verloren,  wohl  aber  materiell  ausserordentlich  viel  ge- 
wonnen hat.  Diese  Bauernmassen  liefern  einen  grossen 
Bestandteil  der  Armee.  Revolutionäre  Kämpfe  des  Pro- 
letariats machen  sie  zu  seinem  entschiedenen  Gegner. 
Die  Bauernsoldaten  werden  sich  im  Falle  des  Auf- 
standes nicht  nur  passiv  verhalten,  noch  viel  weniger 
werden  sie  in  das  Heerlager  der  Arbeiterklasse  über- 
gehen. Sie  werden  sich  vielleicht  mit  grösserm  Feuer- 
eifer auf  den  sogenannten  innern  Feind  werfen  als  auf 
den  äussern  und  so,  wie  das  Beispiel  der  Bürgerwehren 
zeigt,  zur  Schutztruppe,  zur  Prätorianergarde  des  Ka- 
pitals werden. 

Man  mag  das  bedauern,  man  mag  deswegen  den 
Vorschlag  zur  Bildung  von  Soldaten-  und  Bauernräten 
ernsthaft  in  Erwägung  ziehen.  Solange  aber  die  mate- 
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rielle  Basis  der  Landwirtschaft  die  gleiche  bleibt,  so- 
lange der  Bauer  nicht  nur  der  blosse  Selbstversorger 
ist  und  immer  mehr  zum  selbständigen  Produzenten 
für  den  kapitalistischen  Markt  wird,  bleibt  auch  die 
der  Arbeiterschaft  und  ihren  Kämpfen  feindliche  Men- 
talität. 

Die  Frage  der  Bewaffnung, 

Indes,  nehmen  wir  für  einen  Augenblick  an,  alle 
diese  Tatsachen  existierten  nicht  und  die  Massenstim- 
mung für  revolutionäre  Aufstände  wäre  nicht  nur  bei 
einem  verhältnismässig  kleinen  Teil  der  Arbeiterschaft 
vorhanden. 

Was  dann?  Dann  bliebe  die  Frage  der  Bewaffnung 
die  Hauptsache.  Dieses  Problem  Hess  sich  im  Aus- 
lande nicht  nur  leicht  lösen  —  es  existierte  überhaupt 
nicht.  Die  zurückflutenden  Krieger  waren  samt  und 
sonders  bewaffnet  und  waffengewandt.  An  der  Front 
und  an  den  Heerstrassen  gab  es  grosse,  aufgefüllte 
Munitionslager.  Die  Soldaten  konnten  aus  dem  Vollen 
schöpfen,  und  die  Zivilbevölkerung  erstand  sich  Waffen 
und  Kriegsgeräte  so  billig  wie  die  Zeitungsnummern 
eines  Sensationsblattes.  Die  Soldaten  hatten  ausserdem 
militärisch  erprobte  Führer  oder  waren  es  zum  Teil 
selbst.  So  fand  die  Massenstimmung  auch  die  nötigen 
Ausdrucksmittel. 

Diese  Mittel  fehlen  bei  uns  fast  durchwegs.  Die 
Munition  ist  der  Infanterie  entzogen  worden.  Der 
Mann  erhält  die  Notpatronen  nicht  mehr  mit  nach 
Hause,  wohingegen  die  zuverlässigen  Gebirgsforma- 
tionen  und  die  Kavallerie  mit  dem  tödlichen  Blei  aus- 
gerüstet wurden.  Für  die  Aufrechterhaltung  von  Ruhe 
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und  Ordnung,  wie  es  im  Jargon  der  bürgerliciien 
Demokratie  heisst,  als  Waffe  im  Bürgerkrieg  gegen 
die  Arbeiterklasse  in  Tat  und  Wahrheit.  Erinnert  man 
sich  noch  der  Ueberlegenheit  der  Technik  des  Mili- 
tarismus, einer  vier  Jahre  hindurch  raffiniert  entwickelten, 
gesteigerten  und  erprobten  Technik,  so  ergibt  sich  die 
Abenteuerlichkeit  putschistischer  Aufstandspläne  ange- 
sichts der  heutigen  Machtverhältnisse  von  selbst.  Man 
unterschätze  doch  ja  nicht!  Mit  Handgranaten  aus- 
gestattete, dem  bäuerlichen  Milieu  entnommene  Sol- 
daten, eine  Armee  mit  Maschinengewehren,  Steilfeuer- 
geschützen, Bomben-  und  Minenwerfern,  mit  Flug- 
zeugen und  mit  verbrecherischer  Gewissenlosigkeit 
ausgerüstet,  würde  jeden  Aufstandsversuch  blutig  er- 
sticken, und  selbst  wenn  der  Scherz  der  überrumpeln- 
den Verhaftung  des  Bundesrates  oder  einer  kantonalen 
Regierung  gelänge,  selbst  wenn  da  und  dort  die  Tür- 
schlüssel zu  Zeughäusern  von  verwegenen  Revolu- 
tionären an  sich  gerissen  würden,  so  wäre  der  Spass 
in  kurzer  Zeit  vorüber,  solange  die  wirtschaftlichen 
Voraussetzungen  des  kapitalistischen  Zusammenbruchs 
nicht  stärker  entwickelt  sind  als  im  gegenwärtigen 
Augenblick. 

Revolutionäre  Invasion? 


Nun  gibt  es  freilich  historische  Beispiele,  die  im 
Falle  glücklicher  Wiederholung  alle  diese  nüchternen 
Betrachtungen  illusorisch  machen  könnten.  Die  Er- 
innerung an  die  Jahre  1798  und  1813  wird  unwill- 
kürlich wach.  Die  helvetische  Revolution  des  Jahres 
1798  war  der  militärisch  organisierte  Aufstand  des  sich 
bildenden  kapitalistischen  Bürgertums  wider  die  feudale 
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Herrschaft  des  Patriziats.  Aber  siegreich  wurde  der 
Aufstand  erst,  als  sich  die  helvetischen  Revolutionäre 
des  militärischen  Beistandes  französischer  Invasions- 
truppen versichert  hatten.  Fünfzehn  Jahre  später,  als 
die  Konterrevolution  kam,  vermochte  auch  sie  nur  zu 
siegen  mit  den  Truppen  der  heiligen  Allianz,  der  Vor- 
läuferin des  heutigen  Völkerbundes  Wilsonscher  Cou- 
leur. Revolution  und  Gegenrevolution  stützten  sich  in 
gleicher  Weise  auf  die  militärische  Hilfe  des  Auslandes. 
Und  doch  hatte  weder  die  eine  noch  die  andere  den 
gewünschten  Erfolg,  weil  die  sozialen  Bedürfnisse  im 
einen  Falle  zuwenig  weit,  im  andern  Falle  bereits  zu 
weit  entwickelt  waren,  als  dass  die  auf  den  Spitzen 
der  Bajonette  errichteten  Verfassungen  dauernden  Be- 
stand haben  konnten. 

Indes,  einerlei.  Man  kann  den  Gedanken  in  Dis- 
kussion ziehen,  ob  heute  revolutionäre  Truppen  aus 
dem  Ausland,  wie  damals  die  bürgerliche  Solida- 
rität, nunmehr  die  proletarische  Solidarität  zu  betätigen 
vermöchten.  Wir  verneinen  die  Frage.  Zwar  ist  die 
östliche  Gefahr  mit  dem  Sturz  des  Zarismus  gewichen 
und  das  alte  militarisierte  Preussen  fiel  in  der  deutschen 
Revolution.  Trotzdem  ist  zu  bezweifeln,  ja  ist  es  Ge- 
wissheit, dass  von  deutscher  wie  von  russischer  Seite 
auf  militärische  Hilfe  zugunsten  eines  revolutionären 
Aufstandes  in  der  Schweiz  nicht  zu  rechnen  ist.  Ein- 
mal trägt  die  deutsche  Revolution  trotz  des  Einflusses 
der  Mehrheitssozialisten  vom  Schlage  Scheidemanns 
und  Eberts  einen  durchaus  bürgerlichen  Charakter, 
und  zum  andern  haben  die  deutsche  und  die  öster- 
reichische Revolution  mit  den  innern  Zuständen  so 
übergenug  zu  schaffen,  dass  sie  sich  eine  Extratour 
in  das  gelobte  Land  der  Schweiz  vorläufig  nicht  leisten 
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können.  Auf  der  andern  Seite  der  Barriere  aber  steht 
der  siegreiche  Imperialismus  der  Entente,  von  dem 
wohl  die  Bourgeoisky  nicht  aber  die  Arbeiterklasse  der 
Schweiz,  jeden  nur  wünschbaren  Sukkurs  erwarten 
könnte. 

So  lautet  die  Sprache  der  Tatsachen.  Es  ist  über- 
flüssig, ihr  irgendein  kommentierendes  Wort  beizufügen. 
Wer  über  der  Grösse  des  revolutionären  Geschehens 
im  Auslande  den  Blick  für  die  objektiven  Verhältnisse 
im  eigenen  Lande  nicht  verloren  hat,  wer  die  Gedanken- 
spielerei zurückweist  und  den  proletarischen  Interessen 
ehrlich  und  mit  dem  Gefühl  der  Verantwortung  be- 
schwert dienen  will,  muss  die  geheime  oder  offene 
Propaganda  des  Putschismus,  des  bewaffneten  Auf- 
standes und  des  Staatsstreiches  mit  aller  Entschieden- 
heit und  Deutlichkeit  ablehnen.  Nicht  deswegen,  weil 
solche  Methoden  prinzipiell  verwerflich  wären,  wohl 
aber  aus  dem  Grunde,  weil  sie  unter  den  gegenwärtigen 
Bedingungen  und  Kräfteverhältnissen  aussichtslos  sind 
und  das  Proletariat  der  sichern  Niederlage  entgegen- 
führen, einer  Niederlagey  die  in  diesem  Falle  das  Gegen- 
teil der  Voraussetzungen  künftiger  Erfolge  ist. 

II L  Massenaktionen. 


Fatalismus  und  Wirklichkeit. 


Aber  was  dann?  Was,  wenn  die  Arbeiterschaft  auf 
den  bewaffneten  Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt 
verzichten  soll?  Die  Frage  ist  durchaus  berechtigt.  Sie 
ist  es  um  so  mehr,  als  am  letzten  Arbeiterkongress 
bereits  ein  Delegierter  die  Antwort  darauf  zu  geben 
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versuchte,  indem  er  fatalistisch  erklärte,  dann  bleibe  ja 
der  Arbeiterschaft  nichts  anderes,  als  auf  weitere  Massen- 
aktionen zu  verzichten  und  sich  wehrlos  der  bürger- 
lichen Reaktion  auszuliefern. 

Diese  Auffassung  ist  typisch  für  die  durch  den 
Krieg  und  die  allgemeine  Reaktion  erzeugte  Psychologie. 
Es  müsste  schlecht  stehen  um  die  Sache  der  Arbeiter- 
schaft, schlecht  stehen  um  das  geistige  Rüstzeug  des 
Sozialismus,  wenn  nur  die  Alternative:  bewaffneter 
Aufstand  oder  wehrloser  Untergang  der  Arbeiterklasse 
existierte.  So  ist  es  glücklicherweise  nicht.  Gewiss 
reichen  die  bisherigen  Mittel  des  gewerkschaftlichen 
und  politisch -parlamentarischen  Kampfes  nicht  aus. 
Sie  müssen  ihre  Ergänzung  in  der  Massenaktion  finden. 
Die  Massenaktionen  werden  infolge  des  stets  ungenier- 
teren Missbrauchs  der  Staatsgewalt  zugunsten  kapitali- 
stischer Interessen  immer  mehr  einen  vorwiegend  po- 
litischen Charakter  annehmen.  Massenaktionen  bestehen 
indes  nicht  nur  in  der  Form  des  bewaffneten  Aufstandes. 
Je  nach  den  Verhältnissen  werden  sie  bald  in  der  Form 
von  bedeutenden  Initiativ-  und  Referendumskämpfen 
auftreten,  bald  in  der  Gestalt  gewaltiger  allgemeiner 
Arbeitsniederlegungen  und  dabei  die  Arbeiter  der  pri- 
vaten oder  der  staatlichen  Betriebe  oder  beide  zusammen, 
wie  im  zweiten  Novemberstreik  1918,  umfassen. 

Die  schweizerische  Arbeiterbewegung  hat  bis  jetzt 
drei  Massenstreiks  in  planmässiger  Steigerung  durch- 
geführt: den  Demonstrationsstreik  vom  30.  August  1917, 
den  Proteststreik  vom  9.  November  1918  und  den 
Landesstreik  vom  12.  bis  14.  November  1918.  Keiner 
dieser  Streiks  hatte  die  von  vielen  erhofften  unmittel- 
baren Erfolge.  Die  Resultate  des  Massenstreiks  werden 
überhaupt  nur  in  den  seltenen  Fällen  der  revolutionär 
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hochgespannten,  eine  sofortige  Lösung  heischenden 
Atmosphäre  zu  einem  unmittelbaren  Erfolge  führen.  Des- 
wegen auf  ihre  weitere  Anwendung  verzichten,  die 
Massenstreiks  als  friedliche  Arbeitseinstellung  ablehnen 
wollen,  hiesse  die  Bedingungen  des  proletarischen 
Klassenkampfes  vollständig  verkennen.  Die  Entwicklung 
des  revolutionären  Klassenkampfes  ist  keine  geradlinige, 
sowohl  was  die  Methoden  als  was  die  Forderungen 
anlangt.  Sie  ist  ein  dialektischer  Prozess,  der  die  ver- 
schiedensten Stadien  gebiert. 

Marx  hat  diese  Tatsache  in  seinem  Achtzehnten 
Brumaire  in  die  klassischen  Worte  gekleidet:  «Prole- 
tarische Revolutionen,  wie  die  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts, kritisieren  sich  fortwährend  in  ihrem  eigenen 
Lauf,  kommen  auf  das  scheinbar  Vollbrachte  zurück,  um 
es  wieder  von  neuem  anzufangen,  verhöhnen  grausam 
gründlich  die  Halbheiten,  Schwächen  und  Erbärmlich- 
keiten ihrer  ersten  Versuche,  scheinen  ihren  Gegner 
nur  niederzuwerfen,  damit  er  neue  Kräfte  aus  der  Erde 
sauge  und  sich  riesenhafter  ihnen  gegenüber  wieder 
aufrichte,  schrecken  stets  von  neuem  zurück  vor  der 
unbestimmten  Ungeheuerlichkeit  ihrer  eigenen  Zwecke, 
bis  die  Situation  geschaffen  ist,  die  jede  Umkehr  un- 
möglich macht  und  die  Verhältnisse  selbst  rufen: 
Hie  Rhodus,  hie  salta!  Hier  ist  die  Rose,  hier  tanze!» 

Das  gilt  auch  für  die  proletarischen  Aktionen  der 
Gegenwart.  Man  verwirft  die  Tarifpolitik  der  Gewerk- 
schaften und  kommt  doch  immer  wieder  auf  sie  zurück. 
Man  verwirft  die  parlamentarischen  Methoden  und 
nimmt  doch  immer  wieder  zu  ihnen  Zuflucht.  Man 
verwirft  den  Massenstreik  und  ist  doch  gezwungen, 
ihn  wieder  auszulösen  und  zu  steigern.  Die  Methoden 
des  proletarischen  Klassenkampfes  erschöpfen  sich  eben 


36 


nicht  in  einem  einzigen  Mittel,  der  Klassenkampf  nicht 
in  einer  einmaligen,  bis  zum  Kulminationspunkt  gestei- 
gerten und  dann  endgültig  abschliessenden  Aktion. 

Der  Massenstreik  in  der  Demokratie. 


Die  Arbeiterbewegung  hat  angefangen  mit  spontanen, 
wilden  Streiks,  ohne  Organisation  und  Plan.  Die  Tret- 
mühle des  Kapitalismus  zwang  sie  später  zu  organi- 
scher Gesetzmässigkeit.  Organisationen  kamen  und 
verschwanden.  Erst  die  Weiterentwicklung  der  Fabrik 
und  der  Industrie  schuf  die  dauernden  Grundlagen  der 
gewerkschaftlichen  und  politischen  Arbeiterbewegung. 

Auf  gewerkschaftlichem  Gebiete  spielte  der  Streik 
von  Anbeginn  die  wichtigste  Rolle.  War  es  nicht 
immer  seine  direkte  Anwendung,  so  die  Furcht  des 
Unternehmertums  vor  Lohnkämpfen  in  ihm  ungeeignet 
erscheinenden  Zeitpunkten,  die  zu  Konzessionen  im 
Arbeitsverhältnis  veranlasste. 

Nicht  alle  Streiks  gelangen  oder  hatten  den  ge- 
wünschten Erfolg.  Dutzende  von  Kämpfen  gingen 
verloren,  aber  niemand,  auch  der  lendenlahmste  Ge- 
werkschaftsbeamte nicht,  hätte  deswegen  erklärt,  nun 
müssten  die  Organisationen  auf  die  Anwendung  dieses 
Kampfmittels  verzichten.  Im  Gegenteil.  Jeder  unge- 
suchte Misserfolg  war  eine  Schule  der  Läuterung  und 
Klärung.  Die  Organisationen  wurden  ausgebaut,  die 
Kampfpositionen  von  Mal  zu  Mal  schärfer  untersucht, 
zum  Bewusstsein  gelangte  Fehler  ausgemerzt  und  der 
Streik  bei  nächster  Gelegenheit  aufs  neue  proklamiert, 
um  Fehler  und  Missgriffe  auf  anderer  Grundlage 
zu  wiederholen  und  aufs  neue  zu  korrigieren. 
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Heute  stehen  wir  vor  dem  gleichen  Problem  auf 
dem  Gebiete  der  allgemeinen  Arbeiterbewegung  des 
Landes.  Nicht  so  lautet  die  Frage,  wie  wir  am  besten 
und  zweckmässigsten  bewaffnete  Aufstände  vorbereiten 
und  durchführen  können.  Die  Frage  ist  vielmehr:  Eignet 
sich  der  Streik  praktisch  als  politisches  Kampfmittel, 
findet  er  seine  Rechtfertigung  auch  innerhalb  der  bür- 
gerlichen Demokratie  und  wie  kann  er  im  Falle  der 
Bejahung  wirkungsvoll  vorbereitet,  angewendet  und 
wiederholt  werden? 

Den  ersten  Teil  der  Frage  hat  die  Praxis  des  De- 
monstrationsstreiks 1917  und  der  Novemberstreik  1918 
bereits  in  positivem  Sinne  entschieden.  Dass  der  Streik 
auch  vor  dem  Zeitalter  einer  mit  Generalvollmachten 
ausgestatteten  Landesregierung  als  Waffe  im  politischen 
Kampf  seine  Berechtigung  hatte,  bewiesen  gelegent- 
liche Massertaktionen  vor  dem  Krieg.  Die  Demokratie 
ist  eben  keine  Panacee  gegen  die  Uebergriffe  des 
Unternehmertums  und  der  Staatsgewalt.  In  ihrer 
absoluten  Auffassung  ist  sie  weiter  nichts  als  eine 
besondere  Form  der  Verwaltung.  Leben  und  Gestalt, 
Bedeutung  und  Inhalt  erhält  sie  erst  durch  ihre  Träger, 
durch  die  Politik  und  die  Staatszwecke,  denen  sie  als 
Mittel  dient 

Die  Demokratie  der  Schweiz  wird  gegenwärtig 
beherrscht  durch  die  Bourgeoisie.  Die  Bourgeoisie 
treibt  keine  und  kann  keine  allgemeine  Volkspolitik 
treiben.  Als  gesellschaftlich  herrschende  Klasse  ist  ihre 
Politik  wesentlich  eine  den  Interessen  des  Proletariats 
diametral  entgegengesetzte  Klassenpolitik.  Die  Demo- 
kratie ist  unter  den  heutigen  Verhältnissen  nichts 
anderes  als  die  politische  Ausdrucksform  der  bürger- 
lichen Klassenherrschaft.     Der  Arbeiterschaft  zumuten 
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wollen,  der  demokratischen  Staatsform  wegen  auf  ihre 
besondern  proletarischen  Kampfmittel  zu  verzichten, 
hiesse  ihr  zumuten,  ihre  Ziele  und  Interessen  denen 
ihrer  Klassengegner  unterzuordnen.  Das  aber  wäre 
der  politische  Selbstmord  einer  aufstrebenden,  zu  ge- 
schichtlicher Mission  berufenen  Klasse. 

Diesen  Selbstmord  wird  die  Arbeiterklasse  nicht 
begehen,  sowenig  als  sie  durch  blanquistische  Me- 
thoden und  Putschversuche  ihre  Kräfte  verzettelt  und 
sich  dadurch  um  den  Preis  ihrer  Mühen  bringt.  Jetzt 
handelt  es  sich  darum,  den  Streik  als  Mittel  der  Massen- 
aktion so  auszubauen,  dass  er  mit  einem  Minimum 
des  Kräfteaufwandes  das  Maximum  des  Erfolges  er- 
zielen kann.  Diese  Aufgabe  ist  ein  Problem  der  Or- 
ganisation, der  sozialistischen  Erziehung  und  Diszipli- 
nierung zugleich. 

Die  Organisation  als  Vorbedingung. 

Je  umfangreicher  und  festergefügt  die  Organisa- 
tionen, um  so  grösser  ihre  Anziehungskraft  und  ihr 
Einfluss  in  dem  Augenblick,  da  die  Verhältnisse  für 
die  Entfesselung  des  Massenstreiks  reif  sind.  Die  erste 
Voraussetzung  der  planmässigen  Weiterentwicklung 
der  Massenaktionen  ist  daher  die  Werbung  neuer  Mit- 
glieder, ihre  Einreihung  in  die  bestehenden  Kaders  der 
organisierten  Arbeiterschaft.  Daraus  folgt,  dass  wir 
nicht  auf  die  bisherigen  Mittel  und  Methoden  des 
Kampfes  verzichten  dürfen.  Neue  Mitglieder  werden 
wir  nur  dann  in  grösserer  Zahl  gewinnen,  wenn  wir 
ihnen  bestimmte  Vorteile  sichern  können.  Verzicht  auf 
die  bisherigen  Kampfmittel  und  ihre  Ersetzung  durch 
den  Massenstreik  müssten  die  Bedingungen  des  Massen- 
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Streiks  verschlechtern.  Die  Zwischenperiode  von  einer 
Massenaktion  zur  andern  ist  zu  intensivster  Agitation 
und  Propaganda  auszunützen.  Je  geschickter  jede  Ge- 
legenheit dazu  verwendet  wird,  auf  gewerkschaftlichem 
oder  parlamentarisch-politischem  Boden  materielle  Vor- 
teile zu  erlangen,  soweit  sie  überhaupt  möglich  sind, 
um  so  stärker  die  Anziehungskraft  der  Arbeiterbewegung 
auf  die  ihr  bisher  fremd  gebliebenen  indifferenten  Massen. 
Nichts  unsinniger  daher  als  wenn  nach  dem  organisato- 
rischen Gelingen  der  beiden  Massenstreiks  im  November 
1Q18  heissblütige  Gescheitles  glauben,  nun  sei  der  ganze 
Kram  der  bisherigen  Kampfmittel  in  die  Plunderkammer 
zu  den  verrosteten  Hellebarden  und  Morgensternen  der 
alten  Schweizer  zu  werfen.  Das  wäre  ungefähr  das 
Krümmste,  was  die  Arbeiterschaft  tun  könnte  und  würde 
künftige  Massenaktionen  vom  vornherein  dem  Miss- 
lingen  aussetzen.  Will  man  den  Massenstreik,  so  muss 
man  just  das  wollen,  was  viele  der  lebhaften  Befür- 
worter von  Massenaktionen  mchiwoWen:  die planmässlgf 
Erweiterung  und  den  zielbewussten  Ausbau  der  bestehen- 
den Organisationen. 

Sozialistische  Schulung  und  Erziehung. 

Die  zweite  Bedingung  der  Weiterentwicklung  der 
Massenstreiks  ist  die  sozialistische  Schulung  und  Er- 
ziehung. Es  genügt  nicht,  dass  der  Gedanke  zur  Wirk- 
lichkeit drängt,  die  Wirklichkeit  muss  auch  zum  Ge- 
danken drängen,  schrieb  Marx.  Mit  andern  Worten: 
es  genügt  keineswegs,  dass  man  den  Massenstreik 
will,  es  müssen  auch  die  Bedingungen  für  seine  Aus^ 
lösung  und  seinen  grösstmöglichen  Erfolg  gegeben 
sein.    Und    Rosa    Luxemburg    setzte    einmal    ausein- 
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ander:  «Die  Ergreifung  der  Staatsgewalt  durch  das 
Proletariat,  das  heisst  durch  eine  grosse  Volksklasse, 
fässt  sich  vor  allem  nicht  künstlich  herbeiführen.  Sie 
setzt  von  selbst,  abgesehen  von  den  Fällen,  wo,  wie 
in  der  Pariser  Kommune,  die  Herrschaft  dem  Prole- 
tariat nicht  als  Ergebnis  seines  zielbewussten  Kampfes, 
sondern  ausnahmsweise  als  von  Allen  verlassenes 
herrenloses  Gut  in  den  Schoss  fällt,  einen  bestimmten 
ökonomisch-politischen  Reifegrad  voraus.  Hier  liegt 
der  Hauptunterschied  zwischen  blanquistischen  Staats- 
streichen einer  «entschlossenen  Minderheit»,  die  jeder- 
zeit wie  aus  der  Pistole  heraus  und  eben  deshalb 
immer  unzeitgemäss  kommen,  und  der  Eroberung  der 
politischen  Staatsgewalt  durch  die  grosse,  und  zwar 
klassenbewusste  Volksmasse,  die  selbst  nur  das  Pro- 
dukt eines  beginnenden  Zusammenbruchs  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  sein  kann,  deshalb  in  sich  selbst 
die  ökonomisch-politische  Legitimation  trägt.» 

Je  weniger  der  Arbeiter  den  Gefühlsstandpunkt  in 
den  Vordergrund  stellt,  je  mehr  an  Stelle  nebelhafter 
Vorstellungen  klare  Gedanken  treten,  je  gründlicher 
also  die  sozialistische  Schulung  und  Erziehung  ist, 
um  so  schärfer  wird  nicht  nur  das  Ziel  des  Massen- 
streiks in  dem  Bewusstsein  der  Massen  aufdämmern. 
Sozialistische  Schulung  und  Erziehung  führen  auch 
zur  verlässlichen  Beurteilung  der  Gesamtlage  der 
Arbeiterbewegung  und  zur  Erkenntnis,  ob  der  poli- 
tisch-ökonomische Reifegrad  für  die  Ergreifung  der 
politischen  Macht  bereits  vorhanden  ist  oder  ob  man 
vorläufig  seine  Ziele  etwas  weniger  weit  zu  stecken  hat. 

Ueber  diese  Frage  waltet  augenblicklich  der  Streit 
in  unserer  Partei  und  in  diesem  Zusammenhang  auch 
darüber,  ob  die  Situation  für  neue  Massenstreiks  jetzt 
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schon  reif  sei  oder  erst  eine  weitere  Radikalisierung 
der  Verhältnisse  abgewartet  werden  müsse. 

Nun  werden  Massenstreiks  so  wenig  gemacht  als 
Revolutionen.  Drängen  die  Verhältnisse  nicht  zur  all- 
gemeinen Arbeitsniederlegung,  so  muss  die  Streikparole 
jämmerlich  versagen.  Die  Menschen  können  indes  die 
sie  umgebenden  Verhältnisse  beeinflussen,  die  Arbeiter 
die  eigenen  Kampfbedingungen  verändern  und  gestalten. 
Das  gilt  auch  für  die  Auslösung  von  Massenaktionen. 
Die  sozialistische  Schulung  und  Erziehung  vermag  hier 
Klarheit  zu  schaffen.  Der  Massenstreik,  im  ungeeigneten 
Zeitpunkt  proklamiert,  wobei  wir  unter  Zeitpunkt  nicht 
das  «zwei  Minuten  vor  Fünf»,  wohl  aber  die  wirtschaft- 
liche und  politische  Lage  des  Augenblicks  verstehen, 
kann  die  Arbeiterschaft  um  Jahre  zurückwerfen;  der 
Massenstreik  dann  ausgelöst,  wenn  seine  Bedingungen 
für  das  Zustandekommen  des  Erfolges  am  günstigsten 
sind,  kann  die  Bewegung  über  sich  selbst,  über  ihren 
gewollten  Inhalt  hinaustreiben  und  der  Arbeiterschaft 
in  revolutionärer  Entwicklung  der  Situation  mehr  ein- 
bringen als  Dutzende  anderer  Aktionen.  Die  soziali- 
stische Schulung  des  Geistes,  die  gründliche  objektive 
Prüfung  der  geschichtlichen  Tatsachen  und  des  vor- 
handenen Kräfteverhältnisses  ist  deshalb  weit  wichtiger 
als  das  fortwährende  Betonen  des  Losschiagens,  als 
die  dröhnende  Verkündung,  dass  nun  endlich  einmal 
etwas  gehen  müsse. 

Die  Disziplin. 

Die  dritte  Voraussetzung  von  Massenaktionen  end- 
lich ist  die  Ausbildung  der  Disziplin.  Die  Erfahrung 
lehrt,  dass  grössere  Streiks  und  Massenaktionen  wegen 
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der  Gefahr  ihres  Erwürgens  durch  die  Militärgewalt 
frühzeitig  abgebrochen  werden  mussten.  Stellt  sich 
heraus,  wie  wir  das  in  einem  andern  Abschnitt  nach- 
zuweisen versucht  haben,  dass  die  Arbeiterschaft  der 
Schweiz  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  nicht 
imstande  ist,  eine  der  Waffengewalt  des  bürgerlichen 
Staates  ebenbürtige  militärische  Kampftruppe  des  Pro- 
letariats entgegenzusetzen,  so  muss  die  Arbeiterschaft 
den  Massenstreik  so  durchzuführen  versuchen,  dass 
er  trotz  Militärgewalt,  trotz  Streikverboten  und  Aus- 
nahmezuständen nicht  in  sich  zusammenbricht. 

Das  Geheimnis  des  erfolgreichen  Massenstreiks  liegt 
nicht  in  ihm  selbst,  nicht  in  der  Tatsache,  dass  Hundert- 
tausende von  Arbeitern  in  dichtgedrängten  Scharen  auf 
der  Strasse  stehen.  Seine  Kraft  besteht  in  der  Wirkung 
auf  das  wirtschaftliche  Leben.  Jeder  Streik  bedeutet 
Desorganisation.  Beim  gewerkschaftlichen  Streik  wird 
die  Werkstatt  oder  die  Fabrik  des  Unternehmers  still- 
gelegt und  insofern  desorganisiert,  als  er  seine  Bestel- 
lungen nicht  mehr  ausführen  kann  und  dadurch  Gefahr 
läuft.  Bankerott  zu  machen.  Beim  Massei^^streik  tritt  die 
Desorganisation  ganzer  Teile  der  Volkswirtschaft  ein, 
und  die  Arbeitsniederlegung  führt,  je  allgemeiner  sie 
ist,  zur  Zerrüttung  des  Ganzen.  Unternehmer,  Kaufleute, 
Konsumenten  werden  von  ihm  getroffen,  das  wirt- 
schaftliche Leben  stockt  und  der  Verkehr  wird  unter- 
brochen. Durch  diese  Wirkung  soll  die  Staatsgewalt 
in  Ohnmacht,  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  werden, 
auf  die  Dauer  und  gerade  während  der  Krise  denen 
zu  helfen,  als  deren  Organ  sie  bisher  galt.  Diese  Ohn- 
macht rasch  herbeiführen,  die  politisch  herrschende 
Kaste  in  die  Unmöglichkeit  versetzen,  die  in  sie  ge- 
setzten Hoffnungen   zu  erfüllen,  das  ist  die  unmittel- 
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bare  Aufgabe  des  Massenstreiks.  Entweder  wird  dann 
die  herrschende  Klasse  Zugeständnisse  machen,  oder 
ihre  Regierung  kann  sich  auf  die  Dauer  nicht  halten 
und  muss  vom  Schauplatz  verschwinden. 

Die  Verwirklichung  dieses  Zieles  durch  den  Massen- 
streik hängt  zum  guten  Teil  von  der  Arbeiterschaft 
selbst  ab.  Wir  wiesen  in  unserer  1Q06  erschienenen 
Broschüre  über  den  politischen  Massenstreik  bereits 
darauf  hin,  als  wir  schrieben: 

« In  den  langen  Jahren  organisatorischer  Schulung 
und  Erziehung  hat  die  Arbeiterschaft  einsehen  gelernt, 
dass  es  töricht  wäre,  sich,  solange  noch  andere  Wege 
offen  stehen,  Gewehrläufen  undlSäbelschneiden  auszu- 
setzen ;  sie  wird  im  Falle  eines  Massenstreiks  vor  allem 
darauf  verzichten,  gewaltsamen  Widerstand  zu  leisten 
und  auf  jeden  Fall  sich  nicht  provozieren  lassen.  Das 
Proletariat  ist  nicht  eine  wild  zusammengelaufene 
Rotte;  als  organisiertes  und  diszipliniertes  Heer  wird 
auch  sein  Widerstand  organisiert  und  diszipliniert  sein. 
Es  wird  vermögen,  was  keine  Klasse  sonst  im  kapi- 
talistischen Staat:  sich  selbst  regieren.  Und  an  dieser 
ruhigen  Ordnung  der  zielbewussten  Organisation  muss 
die  Macht  der  Gegner  zerschellen ;  diese  Ordnung  bildet 
die  unbesiegliche  Widerstandskraft  des  Proletariats.» 

Wir  haben  an  diesen  Zeilen  nichts  zu  ändern,  nichts 
von  ihnen  zurückzunehmen.  Sie  gelten  heute  im  Zeit- 
alter der  Massenstreiks  noch  mehr  als  damals,  da  es 
sich  nur  um  propagandistische  Auseinandersetzungen 
handeln  konnte.  Die  Klassengegensätze  haben  sich 
verschärft,  die  Gegner  sind  skrupelloser  und  gewalt- 
tätiger geworden.  Die  Entwicklung  der  militärischen 
Technik  erlaubt  ihnen,  ganz  andere  Waffen  wider  die 
Arbeiterklasse  ins  Feld  zu  führen  als  früher.  Der  Ver- 
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lauf  des  zweiten  Novemberstreiks  beweist,  wie  not- 
wendig es  ist,  dass  die  Arbeiterschaft  den  Massenstreik 
so  ausbaut  und  durchführt,  um  ihn  auch  gegen  eine 
uniformierte  Prätorianergarde  siegreich  gestalten  zu 
können.  Sie  vermag  es,  wenn  sie  die  Disziplin  aufs 
äusserste  steigert,  Konflikten  mit  der  militärischen  Ge- 
walt soviel  als  möglich  ausweicht  und  um  so  kaltblütiger 
und  entschlossener  auf  der  ruhigen  Durchführung  des 
Massenstreiks  beharrt.  Dann  werden  die  Truppen  nichts 
zu  tun  bekommen,  sie  werden  selber  von  der  Nutzlosig- 
keit ihres  Aufgebotes  überzeugt  und  können  der  Re- 
gierung um  so  weniger  helfen,  je  länger  der  Streik  dauert. 
So  tritt  die  Hauptaufgabe  der  Schweizer  Arbeiter- 
klasse in  der  gegenwärtigen  Situation  klar  und  scharf 
hervor.  Nicht  die  Technik  des  Aufstandes  und  des 
Rutsches,  sondern  die  Technik  des  organisierten  Massen- 
streiks entwickeln,  seine  Bedingungen  erweitern,  ihn 
schon  im  Stadium  seiner  Vorbereitung  verallgemeinern, 
darin  muss  die  Arbeit  der  kommenden  Monate  bestehen. 

IV.  Sektierer  und  Opportunisten. 


Eine  überlebte  Politik? 


Die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  schliesst  indes  die 
Weiterführung,  Vervollkommnung  und  Anwendung  der 
bisherigen  Mittel  und  Methoden  der  gewerkschaftlichen 
und  politischen  Aktion  nicht  nur  nicht  aus,  sie  bedingt 
sie  im  Gegenteil. 

Es  ist  beiläufig  falsch,  was  in  der  Hitze  des  Ge- 
fechts am  Berner  Arbeiterkongress  als  der  Weisheit 
letzter  Schluss  verkündet  werden  wollte.  Ein  Genosse 
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meinte,  im  Landesstreik  habe  eine  überlebte  Politik  ihr 
verdientes  Ende  gefunden,  und  unter  dem  Begriff  ver- 
stand er  die  Politik  der  Kompromisse.  Noch  ein  anderer 
Redner  «stellte  fest»,  die  Taktik  der  Pressionen  auf 
die  Gegner  habe  Fiasko  gemacht,  und  an  ihre  Stelle 
solle  nun  der  Kampf  um  die  Eroberung  der  politischen 
Gewalt  treten.  Der  Vorsatz  war  sicherlich  erhebend, 
nur  entsprach  ihm  die  Folgerung  nicht.  Mit  ebendem- 
selben Ernst,  womit  der  «  alte  Kitsch  »  der  Pressionen 
und  Konzessionen  verdammt  wurde,  fügte  der  Genosse 
bei,  dass  selbstverständlich  der  Kampf  um  die  politische 
Staatsmacht  mit  den  —  bisherigen  Mitteln  des  gewerk- 
schaftlichen und  politischen  Kampfes,  ergänzt  durch 
den  Massenstreik,  weiterzuführen  sei. 

Die  Wendung  zeigt,  dass  die  Kritiker  den  haus- 
backenen Verstand  recht  bald  wieder  in  Ehren  zu 
halten  wussten.  Sie  dachten  denn  auch  gar  nicht  daran, 
aus  ihren  Ausführungen  etwa  die  Konsequenzen  zu 
ziehen.  Nach  wie  vor  arbeiten  sie  brav  und  rechtschaffen 
in  Parlamenten  und  Kommissionen  mit,  und  sie  nehmen 
mit  Abschlagszahlungen  vorlieb,  wenn  es  nicht  gelingt, 
die  ganze  Forderung  auf  einmal  zu  verwirklichen.  Das 
ist  durchaus  in  Ordnung  und  tut  weder  dem  radikalen 
Empfinden  noch  der  revolutionären  Gesinnung  Abbruch. 
Pressionen  werden  nötig  sein  und  Kompromisse  wird 
es  geben,  solange  die  Arbeiterbewegung  eine  gesellschaft- 
liche und  politische  Minderheit  ist.  Und  selbst  am  Tage 
nach  der  sozialen  Revolution  wird  es  ohne  Pressionen 
und  Konzessionen  nicht  abgehen,  wie  es  das  Beispiel 
der  russischen  Revolution  schlagend  beweist.  Das  Leben 
ist  auch  hier  mächtiger  als  der  manchmal  recht  dröh- 
nende und  trotzdem  ungefährliche  Kongressdonner  des 
Entweder — Oder. 
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Wie  bei  der  Untersuchung  des  Verhältnisses  zwischen 
Reform  und  Revolution,  friedlicher  und  gewaltsamer  Um- 
wälzung, Demokratie  und  Diktatur,  so  stossen  wir  auch 
hier  auf  das  Problem  der  sozialdemokratischen  Arbeiter- 
bewegung. Es  besteht  in  der  Vereinigung  der  grossen 
Volksmasse  mit  einem  über  die  ganze  bestehende  Ord- 
nung hinausgehenden  Ziel,  des  alltäglichen  Kampfes 
mit  der  grossen  Umgestaltung  der  Welt.  Die  sozial- 
demokratische Bewegung  muss  sich  folgerichtig  auf 
ihrem  ganzen  Entwicklungsgang  zwischen  der  Scylla 
und  Charybdis,  zwischen  dem  Aufgeben  des  Massen- 
charakters und  dem  Aufgeben  des  Endzieles,  zwischen 
dem  Rückfall  in  die  Sekte  und  dem  Umfall  in  die 
bürgerliche  Reformbewegung,  zwischen  Anarchismus 
end  Opportunismus  vorwärtsarbeiten. 

Ein  Blick  auf  die  jüngsten  Auseinandersetzungen 
in  der  Partei  bestätigt  dieses  Pendeln  zwischen  zwei 
gefährlichen  Extremen:  Ersatz  der  bisherigen  Kampf- 
mittel durch  den  Massenkampf  und  den  revolutionären 
Aufstand,  Abkehr  von  Pressionen  und  Konzessionen 
und  damit  Rückfall  in  die  Sekte  und  in  den  Anarchis- 
mus; Verzicht  auf  Massenaktionen  und  Massenstreiks, 
trotz  veränderter  Sachlage  ausschliessliches  Festhalten 
an  den  bisherigen  Methoden  des  gewerkschaftlichen 
und  politischen  Kampfes  und  l  damit  Umfall  in  die 
bürgerliche  Reformbewegung  und  in  den  schmäh- 
lichsten und  krämerhaftesten  Opportunismus. 

Die  Wahrheit  liegt  in  der  Mitte.  So  berechtigt  die 
Warnung  vor  dem  Opportunismus,  so  falsch  der  Rat- 
schlag des  allgemeinen  Verzichts  auf  die  Politik  der 
Pressionen  und  Konzessionen.  Es  kommt  ganz  darauf 
an,  auf  welchem  Wege  sie  durchgeführt  und  erlangt 
werden.    Wer  von   den   Gegnern  Zugeständnisse  im 

47 


Sinne  des  Sozialismus  erreichen  will,  ohne  die  Massen 
selbst  in  Bewegung  zu  setzen  oder  sie  erst  dann  in 
Aktion  treten  zu  lassen,  wenn  eine  bürgerliche  Regie- 
rung irgendeinen  Wahl-  oder  Abstimmungstag  aus- 
zuschreiben beliebt;  wer  glaubt,  durch  parlamentarische 
Geschicklichkeit  und  klügelndes  Verhandeln  mit  den 
Unternehmern  herauszuholen,  was  nur  das  Resultat 
des  lebendigen  Kampfes  der  Massen  sein  kann,  der 
ist  ein  trauriger  Opportunist  und  schwätzt  der  Arbeiter- 
schaft etwas  vor,  was  keinen  Resonanzboden  hat.  Eine 
solche  Politik  ist  mit  aller  Entschiedenheit  abzulehnen 
und  zu  bekämpfen.  Sie  führt  nicht  aufwärts,  sondern 
abwärts.  Sie  führt  die  Arbeiterbewegung  unabwendbar 
in  den  Sumpf  und  verwandeh  sie  in  eine  nichtsnutzige 
Reformbewegung  ohne  Schwung,  ohne  ein  über  die 
Gegenwart  hinausleitendes  gesellschaftliches  Ziel. 

Eine  solche  Politik  ist  ebenso  verwerflich,  gefähr- 
lich und  schädlich  wie  der  Versuch,  die  Arbeiterschaft 
auf  den  Weg  des  Putschismus  abzudrängen,  sie  zum 
Verzicht  auf  die  bisherigen  Mittel  des  Klassenkampfes 
zu  bewegen.  Jede  parlamentarische  Aktion,  hinter  der 
nicht  das  Gewicht  der  Massen  steht,  jede  gewerk- 
schaftliche Tarifpolitik,  die  nicht  getragen  ist  von  der 
Gesamtheit  der  Mitglieder,  läuft  letzten  Endes  auf  eine 
bitter  sich  rächende  Täuschung  der  Arbeiterschaft  hinaus. 
Ihre  Resultate  sind  taube  Früchte,  nicht  aber  blei- 
bende Errungenschaften,  die  als  neue  Kampfpositionen 
gelten  können  und  zur  Erweiterung  des  Kampfes  bis 
zum  siegreichen  Ende  führen. 

Darauf  kommt  es  an.  Auch  bei  einer  weit  schärfern 
Radikalisierung  der  Verhältnisse  wird  die  Arbeiterklasse 
der  Politik  der  Pressionen  und  Konzessionen  nicht 
entraten  können.    Da  die  soziale  Revolution  nicht  mit 
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einem  Schlage,  der  Sozialismus  nicht  auf  einmal  in 
seinem  ganzen  Umfange  durchzuführen  ist,  sind  Druck- 
mittel auf  den  Gegner  bis  zu  der  dauernden  Besitz- 
ergreifung der  politischen  Macht  durch  das  Proletariat 
und  von  der  herrschenden  Klasse  zu  erlangende 
Konzessionen  bis  zur  vollen  Verwirklichung  der  sozia- 
listischen Grundprinzipien  notwendig. 

Pressionen  als  Kampfmittel. 

In  dieser  selbstverständlichen  Feststellung  liegt  das 
Kriterium  der  Pressionen  und  Konzessionen.  Die  Wer- 
tung muss  sich  am  Endziel  orientieren.  Jedes  Druck- 
mittel, das  die  Kraft  der  Arbeiterklasse  steigert,  ihren 
Einfluss  vermehrt  und  den  Gegner  schwächt,  ist  ge- 
rechtfertigt, handle  es  sich  nun  um  rein  gewerkschaft- 
liche Methoden,  um  parlamentarische  Kampfmittel  oder 
um  Streiks  in  ihren  verschiedenen  Formen.  Wenn  die 
Arbeiterschaft  durch  geschickte  Ausnützung  der  Situa- 
tion, durch  Drohungen  einen  Druck  auszuüben  vermag 
und  dabei  gewisse  Vorteile  erreichen  kann,  ohne  mehr 
herauszuholen,  wenn  sie  zu  schärfern  Massnahmen 
griffe,  so  wäre  es  unverantwortlich  und  leichtfertig,  auf 
die  unter  Umständen  bis  zum  kampfbereiten  Aufmarsch 
der  Organisationen  gehende  Drohung  zu  verzichten. 
Und  ebenso  falsch  wäre  es,  mit  der  blossen  Drohung 
zu  operieren,  wenn  man  die  innere  Ueberzeugung  hat, 
dass  Drohungen  nichts  mehr  nützen  und  nur  der 
schärfste  Kampf  unmittelbare  oder  mittelbare  Zuge- 
ständnisse bringen  kann. 

In  welchem  Zeitpunkt  dieses  oder  jenes  Pressions- 
mittel anzuwenden  ist,  hängt  von  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen ab.    Ihre  Einschätzung  ist  eine  Frage  der 
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Taktik,  die  von  Fall  zu  Fall  entschieden  werden  muss. 
Die  Meinungen  darüber  können  auseinandergehen.  In 
den  Städten  mit  einem  starken  revolutionären  Milieu 
wird  man  eher  zu  einer  Ueberschätzung  der  eigenen 
Kräfte  geneigt  sein,  während  die  Arbeiterschaft  wirt- 
schaftlich rückständiger  Gegenden  leichter  der  Gefahr 
der  Unterschätzung  der  eigenen  Kampfpositionen  und 
Aktionsmittel  ausgesetzt  ist.  Temperament,  politische 
Erfahrung  und  Intelligenz  spielen  hier  eine  grosse 
Rolle.  Eine  Schablone  gibt  es  nicht.  Stets  werden 
über  die  Bewertung  der  taktischen  Situation  und  der 
Möglichkeiten  ihrer  Ausnützung  Meinungsverschieden- 
heiten auftreten.  Je  grundsätzlicher  aber  die  Haltung 
der  Partei  ist,  je  deutlicher  man  das  gemeinsame  Ziel 
vor  Augen  sieht,  je  stärker  der  ehrliche  Wille,  ihm 
und  nur  ihm  zu  dienen,  um  so  leichter  und  rascher 
wird  man  sich  über  die  Differenzen  verständigen.  Und 
sollte  in  den  Oiganisationsleitungen  eine  Einigung  nicht 
möglich  sein,  so  wird  der  gesunde  Instinkt  der  Massen 
den  Führern  den  Weg  weisen  und  ihnen  bestimmte 
Handlungen  aufnötigen.  Die  Massenstreiks  der  schwei- 
zerischen Arbeiterschaft  während  des  Krieges  sind  hier 
Beweis  genug. 

Konzessionen  und  Endziel. 


Sind  die  Druckmittel  der  Arbeiterschaft  durch  die 
jeweiligen  wirtschaftlichen,  politischen  und  sozialen 
Verhältnisse  bedingt,  ist  neben  diesen  Verhältnissen 
für  die  Wahl  der  Pressionsmittel  die  Frage  ausschlag- 
gebend, ob  eine  Machterweiterung  als  Resultat  heraus- 
springt, so  wird  der  Wert  der  Konzessionen  durch  ihr 
Verhältnis  zum  Endziel,  zum  Gesamtinteresse  der  Ar- 
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beiterbewegung  bestimmt.  Was  uns  dem  Endziel  näher- 
bringt, wird  unterstützt,  was  uns  von  ihm  entfernt, 
bekämpft. 

Zugeständnisse  auf  dem  Boden  der  Gegenwarts- 
gesellschaft deswegen  ablehnen,  weil  wir  grundsätzlich 
für  eine  andere  gesellschaftliche  Ordnung  der  Dinge 
sind,  wäre  kindisch  und  töricht  und  würde  die  Ar- 
beiterbewegung als  entwicklungsgeschichtliche  Erschei- 
nung unmöglich  machen.  Wir  negieren  grundsätzlich 
das  Ausbeutungsverhältnis,  aber  wir  verzichten  keines- 
wegs auf  seine  gesetzliche  Umschreibung,  sei  es  auf 
dem  Gebiete  der  Lohnfrage  oder  auf  dem  der  Arbeits- 
zeit, wenn  gegenüber  den  bisherigen  Zuständen  der 
Lohn  erhöht,  die  Arbeitszeit  verkürzt  wird.  Wir  sind 
grundsätzliche  Gegner  des  Militarismus,  aber  kein 
Mensch  würde  es  verstehen,  wenn  wir  deswegen  auf 
eine  Verbesserung  der  Lage  der  Militärwerkstättearbeiter 
verzichten  wollten.  Die  Sozialdemokratie  will  in  der 
künftigen  Gesellschaft  das  Verbrechen  als  eine  soziale 
Krankheit  behandelt  wissen,  und  doch  wird  die  Partei 
niemals  eine  Milderung  der  bisherigen  Strafpraxis  ver- 
pönen,  trotzdem  sie  die  heutigen  Grundsätze  der  Krimi- 
nalistik und  des  Strafvollzuges  aufrechterhält.  So  wird 
es  auch  weiterhin  auf  dem  ganzen  Gebiet  der  Arbeiter- 
bewegung bleiben.  Je  grösser  die  Kraft  der  organi- 
sierten Arbeiterschaft,  um  so  weitergehende  Forderungen 
wird  sie  stellen  und  mit  immer  weniger  sich  zufrieden- 
geben. Aber  stets  werden  so  lange  Konzessionen  nötig 
sein,  als  das  Proletariat  nicht  die  Macht  besitzt,  die 
Klassenherrschaft  vollständig  zu  überwinden  und  die 
neue  Gesellschaft  nach  ihrem  Geschmack  aufzubauen. 

Ist  die  Politik  der  Konzessionen  noch  eine  hübsche 
Weile  nicht  überlebt,   so  bleibt  die  Hauptsache,  dass 
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die  erlangten  Zugeständnisse  der  Arbeiterschaft  wirk- 
liche Vorteile  bringen.  Handelt  es  sich  um  Schein- 
konzessionen, so  soll  man  sie  rücksichtslos  kritisieren. 
Man  darf  sich  indes  dabei  nicht  darauf  beschränken, 
seinem  Gefühl  der  Unzufriedenheit  Ausdruck  zu  geben. 
Man  hat  die  Gründe  zu  untersuchen,  die  das  unbefrie- 
digende Resultat  herbeiführten.  Hierzu  gehören  sowohl 
die  objektiven  Voraussetzungen  als  [die  persönlichen 
Verhältnisse  des  Kampfes.  Das  laute  Geschrei,  man 
habe  nicht  erreicht,  was  als  Kampfziel  aufgestellt  wurde, 
hilft  nichts.  Es  ist  dem  Interesse  der  Arbeiterbewegung 
weit  mehr  gedient  mit  einer  offenen  Darlegung  aller 
den  Misserfolg  begründenden  Faktoren.  Aus  der  Kritik 
der  objektiven  Bedingungen,  der  formulierten  Forde- 
rungen und  der  angewendeten  Kampfmittel  wird  die 
Erkenntnis  der  Voraussetzungen  künftiger  Aktionen 
reifen  und  so  der  Misserfolg  zur  Grundlage  neuer 
Errungenschaften  werden. 

V.  Der  Sozialismus  in  Aktion. 


Programm  und  Taktik. 

Ueberzeugen,  erobern,  verwalten  —  mit  diesen  drei 
Schlagworten  hat  Lenin  in  einer  seiner  Revolutions- 
broschüren die  Gesamtaufgabe  einer  Partei  zergliedert 
Die  erste  Aufgabe  der  Sozialdemokratie  ist:  die  Mehrheit 
des  Volkes  von  der  Richtigkeit  ihres  Programms  und  ihrer 
Taktik  zu  überzeugen.  Die  zweite  Aufgabe  besteht  in  der 
Eroberung  der  politischen  Macht.  Die  dritte  Aufgabe 
endlich  liegt  in  der  Anwendung  der  eroberten  Gewalt,  im 
Aufbau  und  in  der  Verwaltung  der  Gesellschaft. 
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Selbstverständlich  lässt  sich  in  der  Praxis  diese 
Trennung  nicht  schablonenhaft  durchführen.  Die  Ar- 
beiterbewegung ist  ein  Prozess.  Die  einzelnen  Stadien 
seiner  Entwicklung  greifen  ineinander  über.  In  der 
Popularisierung  des  Programms  und  der  Taktik  wird 
zugleich  der  Kampf  um  die  Eroberung  der  politischen 
Macht  geführt.  Da  die  Bedingungen  dieses  Kampfes 
nicht  in  allen  Teilen  des  Landes  die  gleichen  sind, 
geschieht  die  Eroberung  der  politischen  Gewalt  stufen- 
weise. Ausgehend  von  den  Gemeinden,  vollzieht  sie 
sich  zunächst  auf  dem  Gebiete  einzelner  kommunaler 
Gemeinwesen,  und  damit  beginnt  bereits  die  Aufgabe 
der  Verwaltung  und  des  Aufbaus,  bis  die  Entwicklung 
soweit  ist,  um  auf  dem  durch  die  historischen  Zustände 
vorgezeichneten  Weg  der  friedlichen  oder  gewaltsamen 
Umwälzung  die  ganze  staatliche  Zentralgewalt  durch 
das  Proletariat  in  Besitz  zu  nehmen. 

Die  Mehrheit  des  Volkes  von  der  Richtigkeit  des 
Parteiprogramms  und  der  Taktik  der  Sozialdemokratie 
überzeugen,  schliesst  eine  weitere  Voraussetzung  \\n 
sich.  Der  Sozialismus  ist  die  notwendige  Folge  der 
kapitalistischen  Entwicklung  und  ihrer  Unfähigkeit,  auf 
die  Dauer  die  Bedürfnisse  der  Volksmehrheit  zu  be- 
friedigen und  die  gesellschaftlichen  Widersprüche  zu 
lösen.  Die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zustände 
müssen  bereits  soweit  entwickelt  sein,  dass  es  nur 
noch  der  geistigen  Aufklärung  der  Volksmehrheit  be- 
darf, um  sie  von  der  Notwendigkeit  des  Sozialismus 
zu  überzeugen. 

In  dieser  Ueberlegung  ist  ein  wichtiger  Fingerzeig 
vorhanden.  Der  Sozialismus  ist  eine  Weltanschauung, 
die  in  ihrer  Gesamtheit  alle  wirtschaftlichen,  sozialen, 
politischen,  kulturellen,  geistigen  und  moralischen  Werte 
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umfasst.  Die  Grösse  seiner  Gedankenwelt  und  des  aus 
ihr  entstandenen  Planes  einer  neuen  gesellschaftlichen 
Ordnung  lässt  es  als  selbstverständlich  erscheinen,  dass 
seine  praktische  Durchführung  nur  schrittweise  ge- 
schehen kann.  Je  nach  dem  Entwicklungsgrad  eines 
Landes,  je  nach  seinen  gesellschaftlichen  und  histori- 
schen Bedingungen  wird  bald  der  eine,  bald  der  an- 
dere Teil  des  sozialdemokratischen  Programms  in  den 
Vordergrund  der  Propaganda  gestellt  werden  müssen. 
Während  beispielsweise  in  Deutschland  die  Strassen- 
bahnen,  die  Elektrizitätswerke,  die  Gas-  und  Wasser- 
versorgung noch  häufig  in  den  Händen  des  Privat- 
kapitals sich  befinden,  sind  sie  in  der  Schweiz  meistens 
kommunalisiert.  Der  praktische  Sozialismus  muss  sich 
also  in  Deutschland  auf  ein  Gebiet  werfen,  das  in  der 
Schweiz  bereits  bearbeitet  ist.  Umgekehrt  ist  in  Deutsch- 
land die  soziale  Versicherung  viel  weiter  entwickelt  als 
in  der  Schweiz.  Aehnlich  steht  es  mit  der  Entwicklung 
von  Kanton  zu  Kanton.  In  einzelnen  Kantonen  sind 
wichtige  Aufgaben  staatspolitischer  Natur  bereits  gelöst, 
um  deren  Lösung  in  andern  Kantonen  erst  erbittert 
gekämpft  werden  muss.  Man  denke  nur  an  die  Ver- 
hältniswahl, an  den  Arbeiterschutz  und  bestimmte  Auf- 
gaben der  Sozialpolitik. 

Will  man  auf  dem  Gebiet  der  ganzen  Schweiz  an 
die  Popularisierung  des  sozialdemokratischen  Programms 
gehen,  so  wird  man  sich  zunächst  auf  einige  Haupt- 
aufgaben allgemeiner  Natur  zu  beschränken  haben.  Bis 
jetzt  erstreckte  sich  die  sozialdemokratische  Propaganda 
in  der  Hauptsache  auf  die  kleinen  Reformen,  wie  sie 
aus  dem  Bedürfnis  des  Alltags  herauswuchsen.  Der 
Krieg  hat  diese  Verhältnisse  geändert.  Die  Einsicht, 
dass   ein  Neuaufbau   der  Gesellschaft   notwendig  und 
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unumgänglich  sei,  hat  sich  mächtig  vertieft.  Damit  steht 
die  Sozialdemokratie  vor  einer  neuen  Aufgabe.  Jetzt 
gilt  es  zu  zeigen,  dass  der  Sozialismus  der  einzig  zu- 
verlässige Ausweg  aus  dem  allgemeinen  Chaos  bedeutet 
Wenn  dieser  Beweis  in  den  Augen  der  Volks- 
mehrheit angetreten  werden  soll,  so  muss  er  an  den 
bestehenden  Verhältnissen  anknüpfen  und  dem  kapi- 
talistischen Wirrwarr  den  Sozialismus  dort  entgegen- 
stellen, wo  der  ökonomische  Reifegrad  für  eine  andere 
Ordnung  der  gesellschaftlichen  Zustände  vorhanden  ist. 
Es  wird  sich  darum  bei  der  vom  letzten  Parteitag 
beschlossenen  Aufstellung  eines  neuen  Programms 
weniger  um  die  Aenderung  des  bestehenden  Partei- 
programms handeln  können,  als  vielmehr  diesem  Pro- 
gramm einen  Kommentar  zu  geben,  der  umschreiben 
müsste,  welche  Forderungen  in  den  Mittelpunkt  der  Propa- 
ganda  und   des  praktischen  Kampfes  zu  rücken  sind. 

Chaos  oder  Aufbau? 


Auch  hierüber  bestehen  Meinungsverschiedenheiten. 
Ihre  Ursache  wurzelt  in  der  falschen  Folgerung  aus 
einer  an  sich  richtigen  Erkenntnis.  Der  Sozialismus  ist 
nur  denkbar  als  das  Produkt  eines  ungeheuren  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Drucks,  der  seinerseits  bereits 
das  Resultat  der  Auflösung  der  bisherigen  Gesellschaft 
ist.  Der  Sozialismus  hat  die  Vernichtung  des  Kapitalis- 
mus zur  Voraussetzung. 

Da  sich  die  kapitalistische  Ordnung  der  Schweiz 
augenblicklich  noch  einer  gewissen  Robustheit  erfreut, 
so  ziehen  einzelne  Parteigenossen  aus  dieser  Tatsache 
den  Schluss,  dass  nun  der  Arbeiterschaft  selber  die 
Aufgabe  zufalle,  diese  Vernichtungsarbeit  zu  verrichten. 
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Es  ist  die  Renaissance  der  Verelendungstheorie  in 
anderer  Gestalt,  der  wir  hier  begegnen.  Das  nächste 
Ziel  der  Arbeiterbewegung,  so  glauben  diese  Leute, 
müsse  in  der  Zerstörung  und  Vernichtung  des  Kapi- 
talismus bestehen  und  sie  erheben  dieses  Ziel  zur 
Höhe  eines  Prinzips.  Denn  erst  wenn  der  Kapitalismus 
infolge  seiner  Zerrüttung  sich  unfähig  erwiesen  habe, 
die  Ansprüche  der  Gesellschaft  zu  befriedigen,  dämmere 
die  Einsicht  seiner  Schädlichkeit  allgemein  auf,  erst 
dann  werde  die  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit 
der  sozialistischen  Gesellschaft  Gemeingut. 

Diese  Auffassung  mutet  an  wie  die  Zerstörung 
der  Fabriken  durch  die  verelendeten  Textilarbeiter  im 
Usterputsch  der  dreissiger  Jahre.  Wäre  sie  richtig,  so 
hätte  die  Arbeiterbewegung  aller  Länder  bis  auf  dea 
heutigen  Tag  einen  Irrweg  beschritten  und  einen  un- 
geheuerlichen historischen  Fehler  begangen.  Wie  hätte 
sie  während  Jahrzehnten  für  die  Verbesserung  des 
Loses  der  Arbeiterklasse  kämpfen  können,  wenn  jede 
durch  den  Klassenkampf  erreichte  Besserstellung  die 
Arbeiterschaft  von  der  Verwirklichung  des  Sozialismus 
entfernt ! 

So  ist  es  nicht.  Der  Kapitalismus  besorgt  sein  Werk 
der  Zerrüttung  und  Zerstörung  schon  selbst  so  gründ- 
lich, dass  die  Arbeiterschaft  nicht  nötig  hat,  ihm  diese 
Arbeit  abzunehmen,  sich  in  einen  Zustand  des  Elends 
und  der  Entbehrung  zu  begeben  und  ihre  Not  aus  eige- 
nem Willen  zu  vergrössern.  Die  Aufgabe  des  Proletariats 
liegt  am  entgegengesetzten  Ende.  Sie  hat  der  kapita- 
listischen Unordnung  nicht  die  selbstgeschaffene  soziale 
Unordnung  entgegenzustellen.  Der  Gegenpol  der  kapi- 
talistischen Unordnung  ist  die  Ordnung  des  soziali- 
stischen Aufbaues  und  der  sozialistischen  Verwaltung, 
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die  weitestgehende  Zusammenfassung  und  Verwertung 
aller  Produktivkräfte  im  Interesse  der  Volksmehrheit. 
Programme  haben  indes  nur  dann  Sinn  und  Ver- 
stand, wenn  sie  verwirklicht  werden.  Zur  Verwirk- 
lichung der  sozialistischen  Grundsätze  fehlt  der  Ar- 
beiterklasse zurzeit  die  politische  Macht.  Diese  Macht 
gilt  es  zu  erringen.  Die  Arbeiterbewegung  kann  sie 
erlangen,  wenn  sie  im  Sinne  Lenins  die  Volksmehrheit 
von  der  Richtigkeit  ihres  Programms  und  ihrer  Taktik 
überzeugt.  Dann  bedeutet  die  Gewinnung  der  Volks- 
mehrheit für  die  Ideen  der  Partei  und  der  allgemeinen 
Arbeiterbewegung  zugleich  die  Eroberung  der  poli- 
tischen Macht.  Aus  diesem  Grunde  ist  im  gegenwärtigen 
Entwicklungsstadium  die  Frage  der  Eroberung  der 
politischen  Macht  für  die  schweizerische  Arbeiterschaft 
wesentlich  eine  Frage  der  Propaganda  ihrer  Grund- 
sätze und  ihrer  Taktik, 

Die  Sozialisierung. 

Dies  festgestellt,  fragt  es  sich,  welche  Grundsätze 
und  Forderungen  in  den  Vordergrund  unserer  Propa- 
ganda zu  rücken  sind.  Die  Antwort  darauf  gibt  das 
Parteiprogramm.  Die  Sozialdemokratie  bekämpft  das 
Privateigentum  und  tritt  für  die  Oemeinwirtschaft  ein. 
Die  Sozialisierung  oder  Vergesellschaftung  der  Produk- 
tionsmittel und  des  Grund  und  Bodens  ist  ihr  Endziel. 
Ohne  die  Durchführung  des  Sozialisierungsprozesses 
gibt  es  keinen  Sozialismus. 

Wenn  die  Partei  praktische  Arbeit  im  Sinne  des 
Sozialismus  leisten  will,  so  muss  sie  ernsthaft  an  die 
Aufgabe  der  Sozialisierung  herantreten.  Sie  hat  sich 
um    so    gründlicher  und    entschlossener    mit   diesem 
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Problem  zu  beschäftigen,  als  es  heute  dem  Bereich 
bloss  theoretisch-lehrhafter  Betrachtung  entrückt  und 
zum  praktischen  Bedürfnis  des  Tages  geworden  ist. 
Die  kapitalistische  Gesellschaft  vermag  erstens  immer 
weniger  den  breiten  Schichten  der  Bevölkerung  die 
Befriedigung  ihrer  primitivsten  Lebensbedürfnisse  zu 
sichern,  und  zweitens  ist  die  Entwicklung  auf  einer 
ganzen  Reihe  von  Gebieten  der  wirtschaftlichen  und 
kommerziellen  Tätigkeit  so  weit,  dass  die  Sozialisierung 
zur  unausweichlichen  Notwendigkeit  wird,  sobald  man 
die  Interessen  der  Volksmehrheit  denen  der  Gesellschaft 
und  des  Staates  gleichsetzt. 

Die  Sozialisierung  muss  unter  den  bestehenden  Ver- 
hältnissen auf  dem  Weg  der  Verfassungsänderung  ein- 
geleitet werden,  wobei  die  Frage  der  Mittel,  ob  Initiativ- 
bewegung aus  eigener  Kraft  oder  Druck  auf  die  herr- 
schenden Parteien  durch  Volksversammlungen,  Demon- 
strationen und  Streiks  offen  bleibt.  Wir  scheuen  den 
Vorschlag  nicht,  es  solle  die  Partei  durch  die  Ergreifung 
der  Volksinitiative  die  staatsrechtliche  Grundlage  für  die 
notwendige  Sozialisierung  vorbereiten.  Das  könnte  durch 
die  Lancierung  eines  Verfassungsartikels  etwa  folgenden 
Inhalts  geschehen: 

«  Der  Bund  ist  berechtigt y  solche  Produktionsmittel, 
Unternehmungen  und  Handelszweige,  deren  Anwendung 
und  Ausbeutung  im  Interesse  des  Volkes  der  privaten 
Tätigkeit  entzogen  werden  müssen,  zu  sozialisieren. 
Ueber  die  Ausführung  dieses  Grundsatzes  trifft  die 
Gesetzgebung  die  nähern  Bestimmungen.-» 

Durch  die  Formulierung  einer  solchen  Initiative 
würde  einer  der  wichtigsten  Punkte  unseres  Partei- 
programms auf  den  Boden  der  breitesten  Diskussion 
gestellt.  Wie  bei  der  Initiative  über  die  direkte  Bundes- 
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Steuer  wäre  eine  umfassende,  aufrüttelnde  Agitation  im 
ganzen  Lande  möglich.  Die  Arbeiterschaft  hätte  Ge- 
legenheit, eine  grosse  grundsätzliche  Auseinander- 
setzung zwischen  Kapitalismus  und  Sozialismus  herbei- 
zuführen. Die  Gegensätze  müssten  in  schärfster  Form 
aufeinanderprallen.  Die  Parteien  wären  genötigt,  klar 
und  unzweideutig  Stellung  zu  beziehen.  Der  Initiativ- 
kampf würde  gleichzeitig  Gewerkschaften  und  Partei 
noch  enger  aneinanderschmieden,  denn  die  Frage  der 
Sozialisierung  hat  auch  für  die  Gewerkschafter  aufge- 
hört, ein  Problem  entlegener  und  gelegentlicher  Er- 
örterung zu  sein;  auch  für  sie  wird  sie  zu  einer 
harten  Lebensnotwendigkeit. 

Selbstverständlich  genügt  der  Grundsatz  allein  nicht. 
Es  werden  ihm  von  gegnerischer  Seite  sofort  ein  Ratten- 
könig demagogischer  Einwendungen  entgegengestellt. 
Da  wird  die  Partei  nicht  darum  herumkommen  zu  sagen, 
wie  sie  sich  die  Sozialisierung  in  ihren  Einzelheiten 
vorstellt,  welche  Produktionsmittel,  Unternehmungen 
und  Handelszweige  in  erster  Reihe  in  Betracht  fallen. 
Hier  ist  der  Punkt,  wo  unseres  Erachtens  das  vom 
Parteitag  und  vom  Arbeiterkongress  geforderte  Pro- 
gramm einsetzen  muss.  Ihm  läge  ob,  die  Etappen  der 
Sozialisierung  zu  bezeichnen,  aus  den  allgemeinen 
grundsätzlichen  Darlegungen  des  Parteiprogramms  die 
praktischen  Losungen  abzuleiten  und  auf  Grund  kon- 
kreter Tatsachen  den  Nachweis  zu  führen,  dass  ein  Teil 
der  Wirtschaftszweige  heute  bereits  von  der  Allgemein- 
heit übernommen  und  auf  ihre  Rechnung  betrieben 
werden  kann. 
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Der  Weltmarkt. 


Diese  Gebiete  sind  dort  zu  suchen,  wo  die  technisch- 
ökonomische Entwicklung  zu  privaten  Monopolisie- 
rungstendenzen in  der  Form  von  Syndikateriy  Kartellen 
und  trustähnlichen  Gebilden  geführt  hat,  dort  also,  wo 
die  Betriebsinhaber  nur  einen  verschwindend  kleinen, 
wenn  auch  mächtigen  Bruchteil  des  Volkes  darstellen 
und  in  der  Folge  nicht  von  vornherein  mit  einem  schier 
unüberwindlichen  Widerstand  der  Kreise  gegen  die 
Sozialisierung  zu  rechnen  ist,  die  man  zu  ihrer  Durch- 
führung nötig  hat. 

Indes,  auch  beim  Vorhandensein  dieser  zwei  Vor- 
aussetzungen kann  die  Sozialisierung  nicht  wahllos 
und  schablonenhaft  vor  sich  gehen.  Durch  tausend 
Fäden  ist  die  Schweiz  mit  dem  Weltmarkt  verknüpft, 
von  dem  sie  nur  einen  kleinen  Ausschnitt  bildet.  Sie 
bezieht  die  wichtigsten  Rohstoffe  aus  dem  Ausland. 
Ihr  heimischer  Markt  genügt  keineswegs,  um  die  im 
Lande  selbst  erzeugten  Waren  aufzunehmen.  Der 
Mangel  an  Rohstoffen  zwingt  zur  Herstellung  von 
Qualitätswaren  und  diese  finden  ihren  Absatz  in  der 
Hauptsache  nur  auf  dem  grossen  Felde  des  Welt- 
marktes. Diese  Bedingungen  sind  unabänderlich.  Sie 
können  auch  von  einer  sozialistisch  organisierten  Ge- 
sellschaft nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden.  Selbst 
wenn  die  Sozialdemokratie  an  der  Macht  wäre,  so 
müsste  sie  die  unleugbare  Tatsache  dieses  Abhängig- 
keitsverhältnisses anerkennen. 

Solange  in  den  für  den  Welthandel  in  Betracht 
fallenden  Ländern,  auf  die  die  Schweiz  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Existenz  angewiesen  ist,  der  Kapitalismus 
fortbesteht,  sind  der  Sozialisierung  bestimmte  Grenzen 
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gezogen.  Der  Kapitalismus  ist  international.  Seine  in- 
dustriellen und  finanziellen  Verschlingungen  gehen  von 
Land  zu  Land  wie  der  Handel  selbst  und  werden 
immer  vielgestaltiger.  Es  gibt  in  der  Schweiz  auch 
nicht  einen  einzigen  bedeutenderen  Industrie-,  Handels- 
oder Finanzkreis,  der  nicht  von  ausländischen  Kapita- 
listen beeinflusst  oder  beherrscht  würde.  Die  Selb- 
ständigkeit der  sogenannten  nationalen  Industrie  ist 
eine  Fiktion.  Die  Kreditoperationen  und  die  Handels- 
beziehungen haben  zu  ausserordentlich  intimen  Ver- 
bindungen des  schweizerischen  mit  dem  ausländischen 
Kapital  geführt,  ohne  dass  das  für  den  Aussenstehenden 
immer  wahrnehmbar  ist. 

Die  Sozialisierung  oder  selbst  die  blosse  Verstaat- 
lichung im  Rahmen  der  kapitalistischen  Gesellschaft 
wird  deshalb  nicht  nur  von  den  interessierten  Ver- 
tretern des  Schweizer  Kapitals  bekämpft.  Sie  hat  auch 
mit  dem  Widerstand  des  Auslandes  zu  rechnen,  so- 
lange dort  die  Sozialisierung  nicht  in  die  Wege  ge- 
leitet ist.  Wenn  die  Schweiz  trotz  der  unbestreitbaren 
Notwendigkeit  und  Nützlichkeit  bis  auf  den  heutigen 
Tag  noch  kein  Kohlenmonopol  besitzt,  und  infolge 
der  Privatwirtschaft  wahnsinnig  übersetzte  Kohlenpreise 
zahlen  muss,  so  ist  daran  der  auf  Ersuchen  der  schwei- 
zerischen Importeure  mobilisierte  Widerstand  der  deut- 
schen Kohlen-  und  Grubenbarone  schuld.  Die  Entente 
mischt  sich  nicht  minder  in  die  innern  Angelegenheiten 
der  Schweiz.  Die  Note  Frankreichs  wegen  der  Finan- 
zierung der  Lötschbergbahn  ist  ein  drastisches  Beispiel 
auf  der  andern  Seite. 

Unter  solchen  Umständen  ist  es  klar,  dass  die  So- 
zialisierung der  Schweiz  in  ihrem  Fortgang  wesentlich 
von  den  Ereignissen  im  Ausland  beeinflusst  wird.  Setzt 
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sich  die  Weltrevolution  durch,  führt  die  allgemeine 
Umwälzung  in  den  Nachbarstaaten  andere  politische 
Machtverhältnisse  herbei,  werden  die  uns  umgebenden 
Staaten,  auch  wenn  dort  sozialistische  Regierungen 
noch  nicht  bestehen,  aus  fiskalischen  Gründen  zur 
Verstaatlichung  bestimmter  Produktionsmittel  gezwun- 
gen, so  wird  der  eben  erwähnte  Widerstand  gegen 
unsere  Sozialisierungsbestrebungen  verschwinden.  Dann 
sind  es  nicht  mehr  die  Stynes,  Thyssen  und  Konsorten, 
die  mächtigen  Zecheninhaber,  nicht  mehr  die  Kapita- 
listen der  Stahlwerk-  und  Eisenverbände,  nicht  mehr 
die  skrupellosen  Beutejäger  des  Finanzmarktes,  die  der 
Schweiz  ihre  Handelsformen  im  Innern  vorschreiben 
und  ihr  die  Preise  diktieren. 

Diese  Umwälzung  ist  im  Gang.  Auch  wenn  das 
schliessliche  Ergebnis  der  revolutionären  Ereignisse 
im  Auslande  nicht  der  Sozialismus  in  Reinkultur  sein 
wird,  resultiert  doch  eine  wesentliche  Verschiebung  der 
Verhältnisse  und  damit  auch  der  Handelsbeziehungen 
mit  der  Schweiz.  Selbst  mit  einem  bloss  demokratisierten 
Deutschland  wird  in  dieser  Beziehung  mehr  auszu- 
richten sein  als  mit  seinem  monarchischen  Vorläufer. 
Die  Bedingungen  für  die  Sozialisierung  der  Schweiz 
sind,  soweit  sie  vom  Auslande  abhängen,  angesichts 
der  deutschen,  der  österreichischen  und  der  russischen 
Revolution  günstiger  als  je  zuvor.  Sie  ausnützen,  gehört 
mit  zu  den  nächsten  Aufgaben  der  Sozialdemokratie  der 
Schweiz, 

Der  Weg  über  den  Import 

Nun  begegnet  man  in  den  Kreisen  der  Arbeiter- 
schaft einer  Auffassung,  die  nicht  nur  diese  inter- 
nationalen Verschlingungen   und  Verquickungen  voll- 
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ständig  ausser  acht  lässt.  Ausgehend  von  der  Tat- 
sache, dass  die  Aktiengesellschaft  immer  mehr  die 
vorherrschende  Erscheinungsform  der  kapitalistischen 
Unternehmungen  geworden  ist,  glaubt  man, y^öf^r  Gross- 
betrieb schlechthin  eigne  sich  für  die  Sozialisierung. 
Ja,  man  ist  vermessen  genug,  sich  selbst  an  bäuer- 
liche Betriebe  heranzuwagen  und  heute  schon  von 
einer  Vergesellschaftung  der  Landwirtschaft  zu  reden. 

Nichts  wäre  verhängnisvoller  als  solche  Versuche. 
Wenn  man  Häuser  baut,  fängt  man  nicht  beim  Dach- 
stock an.  Die  Sozialisierung  ist  die  Errichtung  des 
sozialistischen  Gesellschaftsbaues  und  auch  bei  ihm 
hat  man  vernünftigerweise  beim  Fundament  und  nicht 
mit  dem  Dachgebälke  zu  beginnen.  Die  Sozialisierung 
muss  ihren  Ausgangspunkt  beim  Urquell  der  Produk- 
tion nehmen,  bei  den  Rohstoffen  und  Betriebskräften, 
ohne  die  die  Produktion  überhaupt  unmöglich  ist.  Die 
Rohstoffe  und  Betriebskräfte  einmal  im  Besitz  der  All- 
gemeinheit, bedeuten  sie  die  Kontrolle  über  den  ge- 
samten Produktionsprozess  und  damit  die  Voraus- 
setzungen für  den  weitern  Abbau  der  Privatwirtschaft 
bis  zu  ihrer  endgültigen  Aufhebung. 

Da  die  Schweiz  die  von  ihr  benötigten  Rohstoffe 
aus  dem  Auslande  bezieht,  kann  sie  deren  Erzeugung 
nicht  sozialisieren.  Zum  Unterschied  von  Ländern  mit 
eigener  Rohstofferzeugung  müssen  sich  die  Sozialisie- 
rungsbestrebungen  der  Schweiz  in  erster  Linie  auf  den 
Importhandel  richten.  Die  wichtigsten  Roh-  und  Hilfs- 
stoffe werden  durch  einen  kleinen  Kreis  von  Impor- 
teuren eingeführt.  Die  Einfuhr  von  Kohle,  Eisen,  Stahl 
und  andern  Produkten  der  Montanindustrie,  von  Wolle, 
Baumwolle,  Rohseide  usw.,  der  Import  von  Getreide, 
Kaffee,  Zucker,  Tee,  Kakao,  von  Butter,  Gewürzen  und 
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andern  Produkten   der  Lebensmittelbranche  ist  heute 
monopoh'siert  durch  wenige  kapitalkräftige  Firmen.  Es 
sind  Millionengewinne,    die   die   Importeure  Jahr    für 
Jahr  aus  ihrem  Geschäft  herausholen.  Müssen  sie  sich 
in  den  Gewinn  mit  den  ausländischen  Verkäufern  teilen, 
so  fliesst  immerhin  noch  soviel  in  ihre  Taschen,  dass 
ciaraus  eine  wesentliche  Verteuerung  der  Lebenshaltung 
in  der  Schweiz  entsteht.  Die  Verstaatlichung  der  wich- 
tigsten Zweige  des  Imports  ist  deshalb  mehr  als  nur 
eine  propagandistische  Forderung  der  Sozialdemokratie. 
Sie  ist  eine  praktische  Notwendigkeit,  die  zusammen- 
fällt sowohl  mit  dem  Interesse  der  Abnehmer  im  Lande, 
denen  sie  eine  Reduktion  der  Grosshandelsspesen  und 
des  Zwischengewinns   bringt,  als  mit  dem   Interesse 
des  Staates,  dem  sie  wichtige  finanzielle  Hilfsquellen 
erschliesst,  ohne  dass  er  deswegen  eine  Verteuerung 
der  Lebenskosten  des  Volkes  herbeizuführen  braucht. 
Darüber  hmaus  aber  bildet  die  Verstaatlichung  ge- 
wisser Kategorien  von  Importwaren  ein  wichtiges  In- 
strument zur  Kontrolle  der  Inlandproduktion  und  des 
Inlandhandels.    Wenn   der  Staat   das   Kohlenmonopol 
einführt,  wenn  er  das  alleinige  Recht  für  sich  in  An- 
spruch nimmt,  Eisen,  Stahl,  Kupfer,  Wolle  oder  Baum- 
wolle  zu   importieren   und   auf    den    schweizerischen 
Markt   zu   bringen,   so   hat   er  es   in   der  Hand,   den 
Unternehmern    und    Kapitalisten    bestimmte    Pflichten 
aufzuerlegen,    ohne    deren   Erfüllung   er    ihnen    keine 
Rohstoffe  aushändigt.  Diese  Pflichten  können  sich  auf 
die  Produktionsbedingungen   im  allgemeinen  oder  auf 
die  Preisgestaltung  und  auf  das  Arbeitsverhältnis  be- 
ziehen. Wenn  der  Bund  das  Getreidemonopol  beibehält, 
wenn  er  ihm  die  Verstaatlichung  weiterer  Lebensmittel- 
zufuhren folgen  lässt,  so  schaltet  er  dadurch  nicht  nur 

64 


den  bisher  von  den  Privaten  eskomptierten  Gewinn 
aus,  er  vermag  dann  auch  die  Verteilung  der  eingeführ- 
ten Lebensmittel  zu  überwachen,  bestimmte  Bedin- 
gungen an  ihre  Verwendung  zu  knüpfen  und  die  Detail- 
verkaufspreise zu  regeln. 

Die  Verstaatlichung  des  Imports  wird  dergestalt  zu 
einer  Lebensfrage  für  die  grosse  Mehrheit  des  Volkes 
und  zugleich  zum  Fundament  des  weitern  Sozialisie- 
rungsprozesses.  Mit  der  Verstaatlichung  des  Imports  fällt 
im  Volke  auch  ein  grosser  Teil  des  Widerstandes  gegen 
das  Prinzip  der  Sozialisierung.  An  dem  normalen  Ver- 
lauf des  Imports  ist  das  ganze  Volk  interessiert,  an  der 
heutigen  Form  seiner  Durchführung  nur  eine  Handvoll 
gewinnhungriger  Grosskapitalisten.  Die  überwiegende 
Volksmehrheit  steht  gegen  den  kleinen  Kreis  von  kapital- 
kräftigen Importeuren.  Der  Kampf  für  die  Sozialisierung 
stösst  auf  diesem  Gebiet  auf  die  geringsten  Schwierig- 
keiten. Auf  dem  Wege  der  demokratischen  Ermittlung 
des  Volkswillens  ist  er  nicht  nur  am  leichtesten  ein- 
zuleiten, er  gibt  gleichzeitig  die  Gewähr  für  eine  plan- 
mässigey  organische  Umformung  der  nationalen  Wirt- 
schaft 

Die  Sicherung  der  Produktion. 

Weit  schwieriger  als  die  Verstaatlichung  des  Imports 
ist  die  Sozialisierung  der  Produktion  und  im  Zusammen- 
hang mit  ihr  die  Verstaatlichung  gewisser  Zweige  des 
Exports. 

Die  Sozialisierung  der  Produktion  bedingt  zv^eierlei: 
erstens  die  Sicherung  des  erforderlichen  technischen 
Personals  zur  Weiterführung  der  Betriebe,  und  zweitens 
die  Sicherung  des  genügenden  Absatzes. 
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Die  erste  Bedingung  ist  wichtiger,  als  sie  manchem 
erscheinen  mag.  Die  Uebernahme  irgendeines  Betriebes 
durch  den  Staat,  durch  die  öffentliche  Verwaltung  oder 
durch  eine  gewerkschaftliche  Organisation  ist  ohne 
weiteres  denkbar.  Damit  ist  aber  nichts  erreicht,  wenn 
die  Fortführung  des  rationellen  Betriebes  und  der  Pro- 
duktion nicht  garantiert  ist. 

Für  die  Sozialisierung  kommen  in  erster  Reihe 
technisch  hochentwickelte  Grossbetriebe  in  Frage.  Im 
Grossbetrieb  herrscht  die  ausgedehnteste  Arbeitsteilung. 
Die  Oberleitung,  die  kaufmännische  Abteilung  mit 
Einkaufs-,  Bestell-  und  Absatzkontor,  die  technische 
Abteilung  mit  besondern  Ressorts  für  die  Kalkulation, 
die  Serienfabrikation,  die  Werkstätteorganisation  usw. 
sind  ihre  Abstufungen.  Der  Ausbau  zu  einer  alle 
Kräfte  zweckmässig  und  produktiv  ausnützenden 
Unternehmung  führt  zu  einer  immer  weitern  Differen- 
zierung und  Arbeitsteilung.  Die  Uebersicht  des  Marktes, 
sowohl  was  die  Beschaffung  der  Roh-  und  Hilfsstoffe 
als  die  Fabrikationsmethoden  und  den  Absatz  be- 
trifft, spielt  eine  wichtige  Rolle.  Sie  ist  von  beson- 
derer Wichtigkeit  in  einem  Lande,  das  in  jeder  Be- 
ziehung seiner  Existenz  auf  den  Weltmarkt  angewiesen 
ist.  Diese  Rücksichten  hören  auch  dann  nicht  auf, 
wenn  die  politische  Macht  bereits  an  die  Arbeiterklasse 
übergegangen  ist.  Dann  besitzt  die  Arbeiterschaft  erst 
das  Mittel,  den  Sozialisierungsprozess  durchzuführen. 
Da  seine  Durchführung  aber  nur  schrittweise  erfolgen 
kann,  haben  die  sozialisierten  Betriebe  noch  weiterhin 
mit  der  Konkurrenz  auf  dem  Inland-  und  Ausland- 
markte zu  rechnen.  Sie  haben  noch  keineswegs  ein 
ausschliessliches  Monopol  in  Besitz,  das  ihnen  unter 
allen  Umständen  den  sichern  Absatz  verschaffen  würde, 
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unbekümmert  um  die  Produktionskosten,  unbekümmert 
um  die  Warenpreise  auf  dem  Absatzmarkt. 

Angesichts  dieser  Schwierigkeiten  hängt  von  der 
kaufmännischen  und  technischen  Leitung  des  Betriebes 
ausserordentlich  vieles  ab.  Der  beste  Wille  der  eigent- 
lichen Arbeiterschaft  hilft  nichts  und  ist  keine  Gewähr 
für  die  ungestörte  Fortführung  des  Betriebes,  wenn 
die  kaufmännische  und  technische  Leitung  versagt. 
Hier  müssen  die  erforderlichen  Kräfte  gesichert  werden. 
Sie  sind  indes  nicht  zu  gewinnen  durch  Zwang  und 
Waffengewalt.  Zur  Verrichtung  produktiver  Arbeit 
gehört  die  Einsicht  und  der  persönliche  Wille,  die 
an  die  Arbeitsleistung  gestellten  Ansprüche  zu  befrie- 
digen. 

Gegenwärtig  ist  die  obere  Schicht  des  kauf- 
männischen und  technischen  Personals  der  Arbeiter- 
bewegung noch  fremd.  Sie  steht  noch  als  Stütze  im 
Sold  des  Kapitals.  Schon  in  den  von  der  Sozialdemo- 
kratie eroberten  Gemeinden  führt  diese  Tatsache  häufig 
zu  oft  schier  unüberwindlichen  Schwierigkeiten.  Sie 
würden  sich  zu  Bergen  häufen,  wollte  die  Arbeiter- 
klasse, einmal  an  der  Macht,  wahllos  die  kapitalistischen 
Betriebe  sozialisieren.  Eine  vorsichtige  Auslese  drängt 
sich  da  unwillkürlich  auf.  Sie  ist  ein  Gebot  der  Not- 
wendigkeit und  der  Selbsterhaltung,  wenn  anders  die 
Weiterführung  der  Produktion  und  damit  der  Aufbau 
der  sozialistischen  Gesellschaft  nicht  gefährdet  werden 
sollen. 

Setzt  aber  die  Arbeiterschaft  die  Verstaatlichung  des 
Imports  an  die  erste  Stelle  ihres  Aktionsprogramms, 
so  wird  sie  als  Inhaberin  der  Staatsgewalt  in  der  Lage 
sein,  durch  die  an  die  Abgabe  der  auf  Rechnung  des 
Staates  eingeführten  Roh-  und  Hilfsstoffe  geknüpften 
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Bedingungen  einen  allmählichen  Uebergang  von  der 
Privatwirtschaft  in  die  Wege  zu  leiten,  ohne  wertvolle 
und  primäre  Kfäfte  der  Produktion  zu  zerstören.  Dann 
vermag  die  Arbeiterklasse  die  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen wie  die  Preisgestaltung  in  weitestgehen- 
dem Masse  zu  beeinflussen,  den  Kapitalprofit  zu  be- 
schneiden, bis  er  schliesslich  mit  der  völligen,  plan- 
mässig  vorbereiteten  Uebernahme  der  Betriebe  durch 
die  Allgemeinheit  ganz  verschwindet. 

Die  Sicherung  des  Absatzes. 

Auch  die  zweite  Bedingung,  die  Sicherung  des  Ah- 
satzeSy  ist  nicht  minder  wichtig.  Infolge  des  Mangels 
der  eigenen  Roh-  und  Hilfsstofferzeugung  kann  die 
Schweiz  sich  wirtschaftlich  nur  erhalten  durch  die 
Herstellung  von  Qualitätswaren.  Der  hohen  Transport- 
kosten wegen,  die  die  Herbeischaffung  der  Roh-  und 
Hilfsstoffe  verursacht,  ist  die  Produktion  von  billigen 
Massenartikeln  nur  ausnahmsweise  möglich.  Aber  selbst 
wenn  dies  anders  wäre,  so  vermöchte  der  Inland- 
markt die  erzeugten  Warenmengen  nicht  alle  aufzu- 
nehmen. So  ist  die  schweizerische  Industrie,  gleich- 
gültig ob  nach  kapitalistischen  oder  nach  sozialistischen 
Grundsätzen  betrieben,  stets  darauf  angewiesen,  für 
den  Auslandmarkt  zu  arbeiten.  Auf  dem  Weltmarkt 
tritt  sie  als  Konkurrentin  auf.  Ihre  Erzeugnisse  können 
nur  dann  Käufer  finden,  wenn  die  Ware  hochquali- 
fiziert und  möglichst  billig  ist.  Mit  andern  Worten  nur 
dann,  wenn  die  Schweiz  als  Konkurrentin  auf  dem  Welt- 
markt bei  gleichwertigen  Warenqualitäten  billiger  ver- 
kauft als  ihre  Konkurrenz. 
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Die  Preise  der  Waren  werden  durch  die  Produk- 
tionskosten primär  bestimmt.  Will  die  Schweizer  Indu- 
strie auf  dem  Weltmarkte  für  ihre  Erzeugnisse  Absatz 
finden,  so  muss  sie  unter  möglichst  geringem  Kosten- 
aufwand produzieren.  Der  Kapitalismus  sucht  dies  zu 
erreichen  durch  niedrige  Löhne,  lange  Arbeitszeit  und 
geringe  Unterhaltskosten  der  Arbeiter.  Der  Sozialismus 
will  das  Gegenteil.  Er  will  die  Aufhebung  der  Lohn- 
sklaverei, er  will  hohe  Löhne,  kurze  Arbeitszeit,  weit- 
gehenden Spielraum  für  die  Bedürfnisbefriedigung  der 
Menschen  und  letzten  Endes  die  Aufhebung  des  Aus- 
beutungsverhältnisses überhaupt.  Den  hieraus  not- 
wendig werdenden  Ausgleich  mit  den  Produktions- 
kosten sucht  er  durch  eine  planmässige  Organisation 
der  Arbeit,  durch  die  intensive  Steigerung  der  Technik 
und  durch  die  höchste  Entfaltung  der  Produktiv- 
kräfte. Hierfür  bedarf  er  nicht  nur  der  Handarbeit. 
Die  geistige  Leitung  der  Produktion,  ihr  Hirn,  gehört 
mit  dazu.  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  im  Interesse 
des  Absatzes  der  erzeugten  Waren,  ihres  Verkaufs  und 
ihrer  Verwertung  die  Heranziehung  des  kaufmännischen 
und  technischen  Personals,  vom  simplen  Kanzlei- 
schreiber und  einfachen  technischen  Gehilfen  hinauf 
bis  zum  kommerziellen  und  technischen  Oberleiter,  von 
ausschlaggebender  Bedeutung. 

Alle  Sozialisierungsbestrebungen  sind  an  diese  Be- 
dingungen gebunden.  Die  Uebemahme  der  Produktion 
durch  die  Volksmehrheit  ist  nicht  nur  ein  Akt  der 
politischen  Umwälzung,  der  blossen  Auswirkung  des 
Machtwillens  der  Arbeiterklasse.  Es  gehört  mehr  dazu. 
Die  wirtschaftlich-technische  Grundlage  der  zu  soziali- 
sierenden Betriebe  muss  bereits  soweit  entwickelt  sein, 
dass  das  technische  und  kaufmännische  Personal  bis 
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weit  hinauf  aus  freien  Stücken  von  der  Notwendigkeit 
der  neuen  Gesellschaft  überzeugt  und  ferner  gewillt 
ist,  seine  Kräfte  in  den  Dienst  der  Allgemeinheit  zu 
stellen.  Diese  Einsicht  wächst  parallel  mit  der  Ver- 
schärfung des  wirtschaftlichen  Drucks  und  mit  der 
Entwicklung  der  Grossbetriebe,  die  zur  vollständigen 
Proletarisierung  des  genannten  Personals  führt.  Im 
eigenen  Interesse  muss  sich  also  die  Arbeiterschaft 
vor  der  unterschiedslosen  Auffassung  des  Schlagworts 
der  Sozialisierung  hüten  und  sich  zum  voraus  dar- 
über klar  sein,  dass  die  Vergesellschaftung  der  Pro- 
duktion in  sozialistischem  Sinne  nur  stufenweise,  nur 
dort  anknüpfend  geschehen  kann,  wo  der  ökonomische 
Reifegrad  bereits  vorhanden  ist. 

Die  Agrarfrage  als  Finanzfrage. 

Erheblich  schwieriger  noch  als  die  Sozialisierung 
der  Industrie  ist  die  Sozialisierung  der  Landwirtschaft 
Wir  kennen  in  der  Schweiz  den  landwirtschaftlichen 
Grossbetrieb  nur  in  der  Ausnahmeform  der  staatlichen 
Domäne.  Natürlich  gibt  es  überall  Abstufungen  in  den 
Betriebsgrössen,  allein  was  man  unter  dem  eigent- 
lichen Grossbetrieb  versteht,  existiert  in  der  schweize- 
rischen Landwirtschaft  im  allgemeinen  nicht. 

Die  Sozialisierung  der  Landwirtschaft  begegnet  des- 
halb von  vornherein  Schwierigkeiten  und  Hemmungen, 
weit  grösser  als  auf  jedem  andern  Gebiete.  Die  Klein- 
und  Mittelbetriebe  eignen  sich  bei  den  topographischen 
Verhältnissen  unseres  Landes  für  die  intensive  Bewirt- 
schaftung häufig  besser  als  der  Grossbetrieb.  Wo  aber 
bestimmte  Vorzüge  in  der  Grossbetriebsform  liegen, 
müsste   der   Grossbetrieb   selbst   erst   durch   die   Zu- 
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sammenlegung  und  Arrondierung  des  gegenwärtigen 
Besitzes  geschaffen  werden.  Damit  tritt  aber  die  Eigen- 
tumsfrage viel  nachdrücklicher  in  Erscheinung  als  bei 
der  Sozialisierung  der  Industrie.  Kündigt  die  Sozial- 
demokratie an,  dass  sie  das  bäuerliche  Privateigentum 
zugunsten  des  sozialistischen  Gemeineigentums  auf- 
heben will,  so  hat  sie  nicht  nur  mit  dem  Widerstand 
einer  Handvoll  Kapitalisten  zu  rechnen.  Dann  steht 
die  ganze  Klasse  der  Bauern  gegen  sie  auf.  Der  Ver- 
such zur  Ueberwindung  dieses  Widerstandes  würde 
zu  den  hartnäckigsten  und  wohl  auch  auf  lange  Zeit 
hinaus  fruchtlosesten  Kämpfen  führen. 

Diese  Kämpfe  bedeuteten  zugleich  eine  empfind- 
liche Lähmung  der  Produktion  und  eines  wichtigen 
Teils  der  Lebensmittelversorgung.  Werden  industrielle 
Betriebe  sozialisiert,  so  ist  die  Aufrechterhaltung  der 
Produktion  auch  gegen  den  Willen  der  bisherigen 
Betriebsinhaber  möglich.  Es  sind  nur  relativ  wenige 
Einzelpersonen,  die  ausgeschaltet  werden  und  bei  der 
vorhandenen  Form  der  Aktiengesellschaft  meistens  nicht 
einmal  die  eigentlichen  Betriebsleiter.  Anders  bei  der 
Landwirtschaft.  Die  Ausschaltung  des  Besitzes  be- 
deutet hier  die  Ausschaltung  Tausender  intensiv  pro- 
duzierender Arbeitskräfte.  Der  Bauer  arbeitet  im  Be- 
triebe mit,  seine  Familienglieder  sind  wertvolle  Hilfs- 
kräfte. Die  gegen  ihren  Willen  und  als  unrechtmässigen 
Eingriff  empfundene  Sozialisierung  würde  deswegen 
nicht  nur  das  Privateigentum,  sie  miisste  auch  die  bis- 
herigen Arbeitskräfte  zerstören,  ohne  dass  für  sie  ein 
vollwertiger  Ersatz  gefunden  werden  könnte. 

Die  Sozialisierung  der  Landwirtschaft  kann  aus 
diesem  Grunde  nicht  gegen  den  Willen  der  bisherigen 
Betriebsinhaber  und  ihrer  Angehörigen  erfolgen.    Mit 
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ihrem  Willen  aber  ist  sie  einstweilen  nicht  mögh'ch. 
Nirgends  so  wie  in  der  Bauernsame  ist  der  Eigentums- 
sinn, man  darf  ruhig  gestehen:  der  Eigentumsfanatis- 
mus entwickelt.  Ganz  verständlich  übrigens.  Der  Bauer 
ist  wirklicher  oder  scheinbarer  Nutzniesser  des  von 
ihm  bearbeiteten  Bodens.  Nimmt  man  ihm  sein  Eigentum 
oder  seinen  Besitz,  so  wähnt  er,  man  raube  ihm  seine 
Arbeit,  sein  Einkommen,  seine  ganze  Existenz.  Gegen 
diese  eingebildete  Gefahr  wird  er  kämpfen  wie  ein 
Löwe.  Dagegen  vermag  einstweilen  keine  Agitation 
und  keine  Propaganda  aufzukommen  und  darum  ist 
es  vorläufig  ein  nutzloses  Bestreben,  den  Landwirt 
von  der  Notwendigkeit  des  bäuerlichen  Gemeineigen- 
tums überzeugen  zu  wollen. 

Von  grosser  Einfalt  zeugt,  sobald  man  die  wirk- 
lichen Verhältnisse  ins  Auge  fasst,  der  Vorschlag  zur 
Bildung  von  Bauernräten,  die  in  Verbindung  mit  der 
revolutionären  Arbeiterschaft  den  Kapitalismus  stürmen 
sollen.  Die  Bauern  werden  schon  für  Bauernräte  zu 
haben  sein  und  sie  haben  sie  bereits  in  ihren  be- 
stehenden Organisationen.  Sie  sind  auch  ohne  weiteres 
für  den  Sturm  zu  haben,  einstweilen  aber  nur  für  den 
Sturm  gegen  die  Festungen  der  revolutionären  Ar- 
beiterschaft, nicht  aber  gegen  die  Wälle  des  Kapitalis- 
mus. 

Das  sozialdemokratische  Parteiprogramm  hat  in  der 
richtigen  Erkenntnis  dieser  Tatsachen  für  die  Agrar- 
reform einen  andern  Weg  als  den  der  Sozialisierung 
vorgesehen.  Es  verweist  auf  die  Entwicklung  des  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaftswesens  in  Verbindung 
mit  der  allmählichen  entschädigungsfreien  Ablösung 
der  Hypothekarlasten. Xy\^  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften haben  sich  ohne  Zutun  der  sozialdemokra- 
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tischen  Partei  beinahe  virtuos  entwickelt,  nur  sind  sie 
unversehens  zu  kapitalistischen  Organisationen  gewor- 
den. Die  Frage  der  hypothekarischen  Schuldentilgung 
aber  tritt  über  den  Rahmen  des  eigentlichen  Agrar- 
problems  hinaus. 

Hier  erscheint  das  Finanzproblem y  die  Rolle  des 
Finanzkapitals  in  der  modernen  Wirtschaft,  in  seinem 
ganzen  Umfang.  Bevor  die  Sozialdemokratie  der  Land- 
wirtschaft bestimmte  praktische  Reformvorschläge  ma- 
chen kann,  muss  sie  an  die  Nationalisierung  des  Kredits 
denken.  Wir  haben  zwar  in  der  Schweiz  eine  National- 
bank, wir  haben  eine  Reihe  von  Kantonalbanken  und 
daneben  gibt  es  eine  ganze  Anzahl  mächtiger  privater 
Banken  grössern  oder  kleinern  Kalibers.  Die  National- 
bank wie  die  Kantonalbanken  sind  nur  der  Form  nach 
selbständige,  auf  Rechnung  der  Allgemeinheit  arbeitende 
Finanzunternehmungen.  Sie  stehen  in  engster  Verbin- 
dung mit  den  Privatbanken,  und  was  sie  treiben,  ist 
keine  Finanzpolitik  zum  Schutz  der  breiten  Volksmassen, 
keine  Finanzpolitik  gegen  das  Privatkapital.  Aus  diesem 
Grund  ist  auch  die  Errichtung  von  Postsparkassen, 
einer  vorzüglichen  sozialen  Institution,  von  den  Kan- 
tonalbanken aufs  schärfste  bekämpft  worden. 

Die  Forderung  der  Nationalisierung  des  Bankkapitals 
und  des  gesamten  Kreditwesens  tritt  deshalb  für  die 
sozialdemokratische  Arbeiterschaft  an  die  Spitze  ihres 
Aktionsprogramms.  Keine  grössere  Kreditoperation, 
keine  grössern  finanziellen  Transaktionen,  die  nicht 
unter  der  Kontrolle  des  Staates  geschehen!  Dazu  der 
weitere  Ausbau  der  Nationalbank  zu  einem  Institut, 
das  diesen  Namen  wirklich  verdient,  und  dann  all- 
mählich die  Verstaatlichung  des  ganzen  Bankwesens 
überhaupt. 
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Erst  wenn  diese  Forderung  lebendige  Gestalt  an- 
nimmt und  ernsthaft  der  Erfüllung  entgegengeführt 
wird,  ist  das  Hypothekarproblem  in  der  Landwirtschaft 
zu  lösen.  Erst  wenn  die  Bauern  nicht  mehr  auf  den 
Kredit  privater  Geldgeber  angewiesen  sind,  wird  eine 
enge  Interessenverbindung  zwischen  ihnen  und  der 
Arbeiterklasse  möglich  sein  und  der  allmähliche  Aus- 
gleich zwischen  Stadt  und  Land  erfolgen. 

Bis  dahin  muss  sich  die  Arbeiterschaft  mit  einer 
Zwischenlösung  begnügen.  Sie  liegt  keineswegs  auf  dem 
Gebiet  der  Bildung  von  Bauernräten  nach  russischem 
Muster.  Einerseits  besteht  sie  in  der  kraftvollen 
Förderung  aller  auf  die  Hebung  der  Lage  des  Landarbeiters 
gerichteten  Bestrebungen,  anderseits  in  der  Förderung 
der  industriellen  Landwirtschaft  durch  die  Städte,  Kantone 
und  den  Bund.  Grössere  Gemeinwesen  müssen  dazu 
kommen,  gewisse  für  den  Konsum  ihrer  Bevölkerung 
benötigte  Agrarprodukte,  wie  Kartoffeln,  Gemüse  usw., 
in  eigener  Regie  zu  erzeugen.  Anfänge  hierfür  sind 
gemacht,  aber  sie  werden  vorläufig  auf  Rechnung  der 
kapitalistischen  Industrie  durchgeführt. 

Hier  hat  die  öffentliche  Gemeinschaft  einzugreifen. 
Dann  wird  das  Verständnis  der  Stadtbevölkerung  für 
die  Existenzbedingungen  der  Landwirtschaft  wachsen, 
auf  dem  Lande  wird  man  die  Stadt  und  ihre  Bedürfnisse 
besser  begreifen  lernen.  Was  aber  wichtiger  ist:  der  ein- 
heimischen Landwirtschaft  wird  die  Möglichkeit  der  Pro- 
duktion für  den  Weltmarkt  gewahrt  und  die  Sicherung 
dieses  Absatzes  erleichtert  die  Einfuhr  von  anderweitigen 
und  billigern  Bodenerzeugnissen  aus  Ländern  mit  vorteil 
hafteren  Produktionsbedingungen  für  den  städtischen 
Konsum.  Auf  der  Grundlage  dieses  Zusammenhanges, 
nicht  aus  der  chinesischen  Abschliessung  des  natio- 

74 


nalen  Marktes,  erwachsen  Berührungspunkte  zwischen 
der  industriellen  Arbeiterschaft  und  den  heute  noch 
dem  Bankkapital  tributpflichtigen  Bauern,  auf  dieser 
Basis  gestaltet  sich  die  Solidarität  zwischen  Stadt  und 
Land,  die  eine  wesentliche  Voraussetzung  für  die  Er- 
füllung   der    sozialistischen   Zukunftsaufgaben    bildet. 

Das  Verteilungsproblem. 

So  ist  der  Weg  zur  Sozialisierung  der  Schweiz 
durch  die  Besonderheiten  ihrer  wirtschaftlichen  Exi- 
stenz klar  vorgezeichnet.  Der  erste  Schritt  ist  die  Ver- 
staatlichung des  Imports,  Diese  Massnahme  erlaubt 
die  Kontrolle  des  wichtigsten  Teils  der  industriellen 
Produktion  und  jener  Gebiete  der  Lebensmittelver- 
sorgungy  die  durch  die  Zufuhren  aus  dem  Auslande 
alimentiert  werden.  Der  Staat  kann  den  Unternehmern 
bestimmte  Vorschriften  über  die  Gestaltung  des  Ar- 
beitsverhältnisses und  der  Warenpreise  machen  und 
im  Weigerungsfalle  die  Lieferung  der  Rohstoffe  und 
der  sonst  monopolisierten  Importwaren  unterbinden. 
Er  kann  weitergehen  und  den  Arbeitern  ein  '\n  den 
Grundzügen  festzustellendes  Mitspracherecht  in  der 
Durchführung  der  Produktion  sichern,  das  systema- 
tisch auszubauen  ist,  bis  es  zur  vollständigen  Ueber- 
nahmed^r  hochentwickelten  Unternehmungen  d^x  Industrie j 
des  Handels  und  der  Finanz  durch  die  Allgemeinheit 
führt.  Je  nach  den  besondern  Umständen  wird  bald 
der  Staat  solche  Betriebe  an  sich  ziehen  oder  es 
werden  die  wirtschaftlichen  Organisationen  der  Arbeiter- 
klasse zu  ihren  Trägern. 

Nach  der  Entwicklung  dieses  Prozesses  als  erste 
Stufen  der  Sozialisierung  werden  die  andern  Zweige 
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der  Volkswirtschaft  reif.  Dann  wird  das  Agrarproblem 
praktische  Gestalt  annehmen  und  gleichzeitig  das  Ver- 
teilungssystem  in  den  Vordergrund  treten. 

Die  Verteilung  der  industriellen  und  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse,  mit  Einschluss  der  für  den  Welt- 
markt produzierten  Waren,  wird  in  den  meisten  Fällen 
zweckmässig  den  genossenschaftlichen  Organisationen 
zu  übertragen  sein.  In  diesem  Zusammenhange  treten 
die  Konsumvereine  weit  über  ihren  bisherigen  Rahmen 
hinaus.  Von  blossen  Krämerorganisationen,  die  infolge 
der  Privatwirtschaft  genötigt  sind,  den  Gesetzen  der 
kapitalistischen  Preispolitik  zu  folgen,  entwickeln  sie 
sich  zu  einem  Grundpfeiler  der  sozialistischen  Gemein- 
wirtschaft. Dann  ändert  sich  auch  der  Charakter  der 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  die  ihr  privat- 
kapitalistisches Wesen  unter  dem  Einfluss  des  allge- 
meinen Sozialisierungsprozesses  mehr  und  mehr 
abstreifen  und  zu  wichtigen  Organen  der  Warenver- 
mittlung werden. 

Selbstverständlich  hat  diese  Entwicklung  den  poli- 
tischen Kampf  der  Arbeiterklasse  zur  Voraussetzung. 
Der  Staat,  wie  er  heute  leibt  und  lebt,  kann  die  ihm 
hier  zugedachten  Aufgaben  nicht  erfüllen.  Wenn  darum 
von  der  Verstaatlichung  die  Rede  ist,  so  immer  in 
der  Meinung,  dass  sich  sein  Wesen  durch  den  wach- 
senden Einfluss  der  Arbeiterklasse  verändert,  dass 
überall  dort,  wo  das  Proletariat  in  Gemeinden  oder 
Kantonen  die  Macht  besitzt,  schon  jetzt  auf  diesem 
beschränkten  Gebiete  der  Sozialisierung  planmässig 
und  systematisch  Vorschub  geleistet  wird. 

Mit  dieser  Veränderung  in  den  Machtverhältnissen 
und  schliesslich  in  der  Umgestaltung  der  Grundsätze, 
nach  denen  die  öffentliche  Verwaltung  ihre  Aufgaben 
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lösen  soll,  fällt  ein  letzter  Einwand,  den  kapitalistische 
Klopffechter  der  Verstaatlichung  und  der  Sozialisierung 
entgegenhalten.  Sie  behaupten,  der  Staatsbetrieb  sei 
zu  bureaukratisch,  er  arbeite  teurer  als  der  Privatbetrieb 
und  lähme  so  die  Entfaltung  der  Produktion.  Das  ist 
für  den  bürgerlichen  Staat  und  für  die  bürgerliche  Ver- 
waltung durchaus  zutreffend.  Wie  könnte  es  übrigens 
anders  sein !  Wo  unter  der  Herrschaft  des  kapita- 
listischen Bürgertums  verstaatlicht  oder  kommunalisiert 
wird,  ist  die  grösste  Sorge  die  Rücksicht  auf  die  Inter- 
essen des  Privatkapitals.  Nur  keine  Schädigung  pri- 
vater Interessen !  Die  Bourgeoisie  wehrt  sich  mit  aller 
Kraft  dagegen,  dass  die  Verwaltungen  lukrative  Zweige 
der  Produktion  und  des  Handels  an  sich  ziehen.  Man 
weist  ihr  gerne  die  schlechten  Risiken  zu,  und  wo  es 
gelegentlich  nicht  anders  geht,  als  ihr  lohnendere  Ge- 
biete zu  überlassen,  da  umgibt  man  den  Verwaltungs- 
apparat mit  solchen  Fesseln,  dass  ein  rationelles 
Arbeiten  nicht  möglich  ist.  Verschwinden  diese  Rück- 
sichten auf  die  Privatwirtschaft  und  auf  den  Privat- 
profit, sind  die  Träger  der  öffentlichen  Verwaltung 
von  der  Notwendigkeit  einer  immer  weitern  Erfassung 
der  Volkswirtschaft  durch  Staat  und  Gemeinde  über- 
zeugt, so  lässt  sich  auch  ein  rationeller  Betrieb  der 
öffentlichen  Unternehmungen  durchführen.  Dann  ver- 
mag der  Staats-  oder  Gemeindebetrieb  nicht  nur  die 
Konkurrenz  mit  der  Privatwirtschaft  aufzunehmen;  er 
wird  dann  infolge  einer  planvollen  Zusammenfassung 
der  wirtschaftlichen  Kräfte  besser  und  billiger  arbeiten 
als  die  kapitalistische  Betriebsorganisation. 
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V.  Politische  und  soziale  Forderungen« 


Föderalismus  und  Zentralismus. 


Süzialisierung  ist  gleichbedeutend  mit  der  Verall- 
gemeinerung des  Eigentums.  Die  Verallgemeinerung 
bezieht  sich  indes  nicht  nur  auf  die  Eigentumsform. 
Sie  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ausnützung  der  Pro- 
duktivkräfte. Die  Gemeinwirtschaft  soll  alle  Produktiv- 
kräfte der  Menschheit  dienstbar  machen  und  durch 
die  Steigerung  und  Entwicklung  der  Technik  die 
menschlichen  Fähigkeiten  so  entwickeln,  dass  ein  Mi- 
nimum von  Arbeitsleistung  zur  Erhaltung  und  Fort- 
entwicklung der  Gesellschaft  ausreicht.  Die  Oekonomie 
der  Kräfte  liegt  dem  Gedanken  der  Sozialisierung  zu- 
grunde. 

Dieses  Prinzip  gilt  auch  für  die  Politik.  Sie  beruht 
auf  den  wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Gesellschaft 
und  folgt  in  ihrer  Gestaltung  der  Linie  des  Produk- 
tionsprozesses. Wenn  die  Produktion  zur  Verallge- 
meinerung und  Vereinheitlichung  drängt,  so  tritt  die 
gleiche  Notwendigkeit  auch  für  die  Politik  und  für  die 
Staatsverwaltung  auf.  So  nötigte  in  den  vierziger 
Jahren  das  Aufkommen  der  kapitalistischen  Produk- 
tionsweise zu  einer  stärkern  Zentralisation  der  Staats- 
gewalt. Ein  einheitlicheres,  durch  besondere  Befugnisse 
des  Staates  abgegrenztes  Wirtschaftsgebiet  war  das 
befreiende  Ziel  der  bürgerlichen  Revolution  und  ihre 
unvermeidliche  Konsequenz. 

Seit  einem  halben  Jahrhundert  hat  sich  der  Kapi- 
talismus  in   ungeahnter  Weise   entwickelt.    Das   Ver- 
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hältnis  von  Stadt  und  Land  verschob  sich  von  Grund 
auf.  Die  Werkstatt  des  Kleinbürgers  musste  der  gross- 
industriellen Fabrik  weichen.  Der  nationale  Markt 
wurde  zu  eng  und  genügte  den  Bedürfnissen  der 
nationalen  Produktion  nicht  mehr.  Diesem  Wandel 
entsprechend  veränderten  sich  die  Aufgaben  der  Politik 
und  der  Staatsverwaltung,  und  so  führte  der  Staaten- 
bund zum  Bundesstaat,  unter  starker  Zentralisation 
seiner  wirtschaftlichen  Vollmachten. 

So  tiefgreifend  diese  Veränderung  war,  so  blieben 
doch  die  Souveränitätsrechte  der  Schweizerkantone  in 
der  Hauptsache  bestehen.  Nun  aber  ist  im  bürger- 
lichen Lager  selbst  der  Streit  über  diesen  politischen 
und  verwaltungstechnischen  Anpassungsprozess  aus- 
gebrochen. Die  Brüder  von  gestern  streiten  sich  über 
Föderalismus  und  Zentralismus.  Scheinbar  ist  der 
Zank  und  Hader  auf  die  verschieden  geformte  Denk- 
weise der  Westschweizer  und  der  Deutschschweizer 
zurückzuführen,  in  Wirklickkeit  handelt  es  sich  wesent- 
lich um  die  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklungsstufe, die  in  der  deutschen  Schweiz  höher 
steht  als  in  den  romanischen  Landesteilen.  Die  starke 
Entwicklung  der  kapitalistischen  Industrie  in  der 
deutschen  Schweiz  drängt  zu  einer  stärkern  staat- 
lichen Zentralgewalt,  während  dieses  Bedürfnis  in  der 
von  der  industriellen  Entwicklung  nicht  so  mannig- 
faltig ergriffenen  französischen  Schweiz  weniger  aus- 
geprägt ist.  An  diesem  Gegensatz  ist  neben  andern 
Ursachen  die  freisinnige  Partei  der  Schweiz  zugrunde- 
gegangen und  auf  ihn  gehen  die  Wortgefechte 
zwischen  Föderalisten  und  Zentralisten  zurück. 

Wir  Sozialdemokraten  sind  weder  Föderalisten  noch 
Zentralisten.  Beides  sind  bürgerliche,  einer  besondern 
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Geschichtsperiode  entsprungene  Begriffe.  Die  Auf- 
rechterhaltung der  Kantonsgrenzen  und  der  kantonalen 
Verwaltungshoheit  um  jeden  Preis  stellen  für  die  So- 
zialdemokratie sowenig  ein  Axiom  dar  als  die  unbe- 
dingte Zentralisation.  Die  sozialdemokratische  Auf- 
fassung ist  die  Synthese  beider  Prinzipien,  die  Auflösung 
des  Gegensatzes  durch  die  Betonung  des  Notwendigen, 
das  sich  aus  den  veränderten  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Bedürfnissen  ergibt.  Wo  die  Zentralisation 
eine  wirksamere  Ausnützung  der  Produktivkräfte  er- 
laubt, wo  durch  die  straffe,  zentrale  Zusammenfassung 
der  im  Staat  organisierten  Kräfte  wirtschaftliche,  so- 
ziale und  kulturelle  Vorteile  für  die  überwiegende 
Volksmehrheit  entstehen,  da  sind  wir  für  die  Zentrali- 
sation. Wo  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  und 
der  Entwicklung  wegen  einzelne  Teile  des  Staates  in 
ihrer  Selbständigkeit  eher  in  der  Lage  sind,  breite 
Volksinteressen  wahrzunehmen,  ist  die  Autonomie  eine 
Selbstverständlichkeit.  Es  ist  kein  Widerspruch,  dass 
die  Sozialdemokratie  auf  manchen  Gebieten  der  Ver- 
waltung eine  grössere  Selbständigkeit  der  Gemeinden 
fordert  und  gleichzeitig  für  andere  Zwecke  der  strengern 
Ausbildung  des  Zentralisationsgedankens  ruft. 

Die  gegenwärtige  Zeit  heischt  vom  sozialdemo- 
kratischen Standpunkt  aus  eine  stärkere  Zentralisation 
im  Verhältnis  des  Bundes  zu  den  Kantonen.  Wie  im 
Bürgerkrieg  von  1847,  so  wollen  heute  die  Befürworter 
des  Föderalismus  die  bisherige  Selbständigkeit  der 
Kantone  behaupten,  weil  sie  in  der  kantonalen  Abge- 
schlossenheit einen  Hort  für  die  Konservierung  der 
bestehenden  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zustände 
erblicken.  Wie  damals,  so  ist  heute  der  Föderalismus 
der  Ausdruck  der  Reaktion.  Diese  Reaktion  richtet  sich 
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vornehmlich  gegen  die  Ansprüche  der  Arbeiterklasse, 
gegen  die  soziale  Entwicklung,  gegen  den  gesellschaft- 
lichen Fortschritt.  Damit  ist  keineswegs  gesagt,  dass 
die  bürgerlichen  Zentralisten  dem  sozialen  Fortschritt 
etwa  günstiger  gesinnt  seien.  In  der  Bekämpfung  des 
Sozialismus  sind  sie  so  reaktionär  wie  die  andern.  Aber 
sie  bedürfen  der  Zentralisation  aus  den  eigenen  wirt- 
schaftlichen Interessen  heraus  und  sind  gezwungen, 
in  ihrem  Sinne  die  gesellschaftliche  Entwicklung  vor- 
wärtszutreiben. 

Die  Sozialdemokratie  muss  diesen  Faden  aufnehmen. 
Sie  wird  ein  gutes  Wegstück  mit  den  Zentralisten 
zusammengehen  können,  etwa  bis  dort,  wo  an  Stelle  der 
kantonalen  Altersfürsorge  die  eidgenössische  Alters- 
und Invalidenversicherung  gefordert  wird,  oder  wo  in 
Konkurrenz  zu  den  Kantonalbanken  die  Postsparkassen 
auf  eidgenössischem  Boden  geschaffen  werden  sollen. 
Aber  die  Partei  darf  dabei  nicht  stehen  bleiben.  Sie 
hat  diese  Entwicklung  zielbewusst  weiterzutreiben,  auch 
dort,  wo  sich  die  Wege  scheiden.  Das  ist  der  Fall, 
wo  die  Zentralisation  zur  notwendigen  Voraussetzung 
für  die  Sozialisierung  wird  und  die  Zentralisten  plötz- 
lich aufhören,  Zentralisten  zu  sein.  Es  ist  der  Fall  auf 
verwaltungstechnischem  Gebiet,  wo  die  heutige  Selb- 
ständigkeit der  kantonalen  Verwaltung  eine  ungeheure 
Kraft-  und  Zeitverschwendung  bedeutet,  die  ihre  Recht- 
fertigung nie  und  nimmer  in  der  vermeintlichen  Zweck- 
mässigkeit kantonaler  Erlasse  findet.  Gewiss  wird  die 
Aufhebung  oder  zum  mindesten  die  Beschränkung  der 
kantonalen  Souveränität  und  in  Verbindung  damit  die 
Beseitigung  des  überflüssig  gewordenen  und  mehr 
nur  ein  Sicherheitsventil  der  Reaktion  darstellenden 
Ständerates  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  nicht  an  die 
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Spitze  eines  sozialdemokratischen  Tätigkeitsprogramms 
geraten.  Es  muss  indes  dem  Volk  gesagt  werden,  dass 
die  letzten  Ziele  einer  vernünftigen  Ueberleitung  in  die 
neue  Welt  nicht  möglich  sind  unter  Aufrechterhaltung 
des  gegenwärtigen  Zustandes,  dass  der  wirtschaftlichen 
Vereinheitlichung  die  analoge  Zusammenfassung  der 
Kräfte  auf  staatspolitischem  Gebiet  zu  folgen  hat. 

Das  Initiativrecht. 


Praktisch  von  ungleich  grösserer  Wichtigkeit  und 
auf  geringern  Widerstand  stossend  als  die  eben  be- 
sprochenen Forderungen  ist  die  Frage  der  Gesetz- 
gebungsinitiative. Sie  besteht  in  den  meisten  Kantonen, 
aber  sie  existiert  nicht  im  Bund.  Das  Volk  hat  zwar 
das  Recht,  die  Verfassung  auf  dem  Initiativwege  zu 
ändern,  es  ist  ihm  aber  versagt,  Gesetze^  die  nicht  die 
Billigung  des  Parlaments  gefunden  haben,  von  sich  aus 
zur  Entscheidung  zu  bringen.  Die  Verfassungsänderung 
selbst  ist  sodann  mit  dem  Erfordernis  des  Ständemehrs 
beschwert,  so  dass  die  Ausdehnung  des  Initiativrechts 
auf  die  Gesetzgebung  um  so  notwendiger  ist. 

Bis  jetzt  hat  die  herrschende,  durch  den  Krieg  und 
die  eigene  Jammerpolitik  verserbelte  freisinnige  Partei 
dem  Volk  dieses  selbstverständliche  Recht  verweigert. 
Dies  Recht  gilt  es  zu  fordern  und  anlässlich  der  all- 
gemeinen Verfassungsrevision  mit  allem  Nachdruck  zu 
vertreten.  Es  hängt  mehr  an  ihm,  als  oft  angenommen 
wird.  Die  Verfassung  muss  sich  in  der  Hauptsache 
immer  auf  die  Formulierung  der  wichtigsten  staats- 
rechtlichen Grundsätze  beschränken  und  ihre  Ausfüh- 
rung der  Gesetzgebung  überlassen.  Der  Rahmen- 
charakter der  Verfassung  erheischt  bestimmte  Garantien 
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für  die  Durchführung  der  konstitutionellen  Grundsätze. 
Heute  hat  es  ein  reaktionäres  Parlament  in  der  Hand, 
durch  Sabotage  und  Verschleppungsmanöver  die  Aus- 
führung von  Verfassungsprinzipien  zu  verhindern.  Be- 
steht aber  das  Initiativrecht,  so  besitzt  damit  die  Volks- 
mehrheit das  nötige  Mittel  zur  Korrektur  und  dann 
hört  auch  jene  Schindluderei  auf,  wie  sie  in  den  letzten 
Jahren  so  häufig  mit  legitimen  Volksbegehren  getrieben 
worden  ist. 

Das  Frauenstimmrecht.* 


Mit  der  Verwirklichung  der  Gesetzgebungsinitiative 
ist  indes  die  formalpolitische  Entwicklung  der  Demo- 
kratie noch  keineswegs  abgeschlossen.  Ihr  fehlt  ein 
Eckstein,  der  im  Lauf  der  letzten  paar  Jahre  in  beinahe 
allen  Kulturstaaten  aufgerichtet  wurde:  das  Frauen- 
stimmrecht 

Die  Sozialdemokratie  anerkennt  die  Gleichberechti- 
gung der  Frau  als  Staatsbürgerin.  Die  Gewerkschaften 
nicht  minder,  denn  in  der  Forderung :  gleiche  Arbeits- 
leistung gleicher  Lohn  ist  schon  das  Bekenntnis 
zur  Aufhebung  der  bisherigen  gesellschaftlichen  und 
staatsbürgerlichen  Unterschiede  der  Geschlechter  ent- 
halten. Es  gibt  keinen  vernünftigen  Grund,  die  Frau 
in  ihrer  rechtlichen  Stellung  anders  zu  behandeln  als 
den  Mann.  Opportunistische  Erwägungen  aber,  des 
Inhalts  etwa,  dass  die  Einführung  des  aktiven  und 
passiven  Frauenwahlrechts  zur  vorübergehenden  Stär- 
kung der  Reaktion  führen  könnte,  sind  einer  grund- 
sätzlichen Partei  wie  der  Sozialdemokratie  so  unwürdig, 
dass  für  so  windig-krämerhafte  Einreden  überhaupt 
kein  Platz  ist.     Ist  die  Sache  des  Sozialismus  gut,  so 
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wird  sie  auch  ein  vorübergehender  Rückschlag,  der 
aus  der  Rückständigkeit  der  politischen  Gesinnung  der 
Frauen  resuHieren  könnte,  auf  die  Dauer  nicht  auf- 
halten ;  ist  die  Sache  des  Sozialismus  schlecht,  so  kann 
sie  sich  auch  durch  die  Verweigerung  der  Frauenrechte 
nicht  halten.  Dem  Sozialismus  gehört  aber  die  Zu- 
kunft. Die  Gleichstellung  der  Frau  ist  eines  seiner 
Ziele  und  darum  braucht  er  das  Frauenstimmrecht 
nicht  zu  fürchten. 

Wir  Sozialdemokraten  fordern  indes  das  Frauen- 
stimmrecht nitht  bloss  deswegen,  weil  wir  es  als  eine 
Herabwürdigung  der  Frau  betrachten,  dass  ihr  die  den 
Staatsbürgern  zustehenden  Rechte  verweigert  werden. 
Wir  verlangen  das  Frauenstimmrecht,  weil  erst  mit 
seiner  Gewährung  die  Arbeiterin  für  die  Erziehung 
zum  Sozialismus  reif  und  zur  vollgültigen  Klassen- 
kämpferin  wird,  die  Schulter  an  Schulter  mit  dem  Prole- 
tarier das  Ringen  für  die  Ueberwindung  der  alten  Ge- 
sellschaft und  ihres  Knechtschafts-  und  Ausbeutungs- 
verhältnisses führt.  Das  Frauenstimmrecht  bedeutet  für 
die  Arbeiterbewegung  ungleich  mehr  als  für  die  bürger- 
lichen Parteien.  Für  diese  ist  das  Frauenstimmrecht 
eine  Frage  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit,  für  die 
Sozialdemokratie  eine  Frage  der  staatsbürgerlichen  und 
gesellschaftlichen  Gleichberechtigung.  Das  Frauenstimm- 
recht soll  zu  einem  Mittel  werden,  um  die  Frau  von 
den  Fesseln  der  kapitalistischen  Ausbeutung  zu  be- 
freien und  in  diesem  Sinne  hat  die  Arbeiterklasse  die 
heilige  Pflicht,  den  Kampf  für  die  Gleichberechtigung 
der  Frau  auf  allen  Gebieten  zu  führen,  wo  immer  sich 
dazu  Gelegenheit  bietet. 
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Soziale  Reformen. 


Die  sozialen  Reformen,  insbesondere  die  Forderung 
auf  Ausbreitung  der  sozialen  Versicherungy  stellen  heute 
dermassen  breit  getretenes  Gelände  dar,  dass  darüber 
vom  sozialdemokratischen  Standpunkt  aus  in  grund- 
sätzlicher Beziehung  wenig  mehr  zu  sagen  bleibt.  Die 
sozialdemokratische  Partei  fordert  die  staatliche  Ver- 
sicherung gegen  Invalidität,  die  Versicherung^gegen 
Arbeitslosigkeit,  für  das  Alter,  für  die  Witwen  und 
Waisen.  Sie  verlangt  die  Heranziehung  der  Unter- 
nehmer zur  Leistung  von  Versicherungsbeiträgen,  ins- 
besondere für  die  Krankenfürsorge,  und  begehrt  die 
Verstaatlichung  der  Mobiliarversicherung.  Sie  strebt 
den  gesetzlichen  Ausbau  des  gewerkschaftlichen  Tarif- 
Wesens  an  und  heischt  eine  ausgedehnte  Wohnungs- 
politik des  Bundes.  Allen  diesen  Forderungen  voran 
aber  geht  der  Achtstundentag  und  die  Achtundvierzig- 
stundenwoche. Dieser  ganze  Fragenkomplex  ist  letzten 
Endes  ebenfalls  ein  Problem  der  politischen  Macht. 
Stets  werden  die  bürgerlichen  Parteien  versuchen,  die 
Kosten  der  sozialen  Versicherung  und  der  sozialen  Für- 
sorge wieder  auf  die  breiten  Schichten  der  Bevölkerung 
und  damit  auf  die  Versicherten  und  der  Fürsorge  Teil- 
haftigen selbst  abzuwälzen.  Geht  es  nicht  auf  dem  Wege 
der  direkten  Beitragserhebung,  so  auf  dem  Wege  der 
indirekten  Besteuerung  des  Massenkonsums  und  der 
Ueberwälzung  der  dem  Unternehmertum  zugemuteten 
Versicherungsbeiträge  auf  die  Warenpreise.  Ohne  den 
schärfsten  politischen  Kampf  wird  die  Sozialversicherung 
sowenig  nach  dem  Geschmack  der  Arbeiterklasse  aus- 
gestaltet werden,  als  ohne  die  grösste  Kraftanstrengung 
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der  Gesamtarbeiterbewegung  der  Achtstundentag  oder 
die  Achtund Vierzigstundenwoche  die  gesetzliche  Sanktion 
erhält.  Im  einen  wie  im  andern  Falle  wird  die  Frucht 
nur  als  Resultat  des  alle  Kräfte  zusammenfassenden 
Klassenkampfes  reifen  und  deshalb  hat  die  Einbe- 
ziehung aller  dieser  Fragen  in  das  Tätigkeitsprogramm 
der  Arbeiterbewegung  nur  dann  Sinn  und  Bedeutung, 
wenn  zugleich  die  zielbewusste  Entschlossenheit  vor- 
handen ist,  den  Kampf  mit  den  äussersten  Mitteln  zu 
führen  und  nicht  zu  warten  bis  die  Klappermühle  des 
Parlamentarismus  wiederum  einige  Körner  zerrieben  hat. 

VII.  Schlusswort. 


Wir  haben  versucht,  die  gegenwärtigen  Bedingungen 
des  proletarischen  Klassenkampfes  in  der  Schweiz  und 
seine  nächsten  Aufgaben  zu  zeichnen.  Die  Schilderung 
führte  uns  weiter  als  wir  beabsichtigten  und  bleibt 
trotzdem  eine  flüchtige  Skizze.  Daraus  erhellt,  welch 
gewaltigen  Stoff  die  Arbeiterklasse  zu  meistern  hat.  Die 
Probleme  sind  keineswegs  so  einfach,  wie  sie  manchem 
im  flammenden  Widerschein  der  stürmisch  sich  fort- 
wälzenden Weltrevolution  erscheinen.  Sie  sind  aber  auch 
nicht  derart,  dass  die  Arbeiterklasse  an  ihrer  Lösung 
verzweifeln  oder  gar  scheitern  müsste.  Je  nüchterner  und 
klarer  sie  die  Verhältnisse  ins  Auge  fasst,  je  gründlicher 
und  vorurteilsloser  sie  die  sich  türmenden  Schwierig- 
keiten prüft,  um  so  sicherer  werden  sie  überwunden. 

Die  Arbeiterklasse  besitzt,  was  keine  Partei  und 
keine  Schicht  sonst :  die  Macht  der  Idee  und  die  Macht 
der  Zahl,  Während  alte,  sogenannte  historische  Par- 
teien vom  Feuerbrand  des  Weltkrieges  verzehrt  wurden, 
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hat  die  Arbeiterbewegung  der  Schweiz  seit  den  Tagen 
des  August  1914  einen  beispiellosen  Aufschwung  ge- 
nommen. Geist  und  Kampfmethoden,  Wille  und  Kampf- 
mittel entwickelte  sie  in  gleichem  Masse.  Sie  bedarf 
keiner  Neuorientierung.  Ihre  Orientierung  ist  das  so- 
zialdemokratische Programm,  ist  der  Sozialismus.  Schon 
vor  dem  Kriege  erschien  er  ihr  als  das  erlösende  und 
befreiende  Ziel.  Im  Kriege  und  nach  der  gigantischen 
Katastrophe  der  alten  Welt  ist  er  es  noch  über- 
zeugender geworden. 

Die  Furchen  aber,  in  die  die  geistige  Saat  gelegt 
werden  soll,  sind  bereits  gezogen.  Der  Krieg  hat  die 
Gesellschaft  bunt  durcheinander  gewürfelt.  Ganze 
Schichten  hob  er  aus  ihrer  bisherigen  Stellung  heraus 
und  warf  sie  erbarmungslos  hinab  in  die  Reihen  des 
Proletariats.  Beamte,  Mittelständler,  Intellektuelle,  sie  alle 
sind  die  Opfer  dieses  Zusammenbruchs  geworden  und 
haben  am  eigenen  Leibe  die  Wahrheit  erfahren,  die 
sie,  von  der  Sozialdemokratie  gepredigt,  früher  nicht 
hören  wollten.  Jetzt  fühlen  immer  weitere  Kreise,  dass 
die  Rückkehr  zu  den  alten  Zuständen  eine  Chimäre 
ist  und  die  Lösung  der  Schicksalfragen  für  den  ein- 
zelnen in  der  gemeinsamen  Umgestaltung  der  gesell- 
schaftlichen Ordnung  liegt. 

In  einer  Front  sind  die  erwachenden  Kräfte  zu 
sammeln,  in  einer  Kampflinie  aufzustellen.  Jeder,  der 
ehrlich  für  die  Verwirklichung  der  sozialistischen  Ziele 
kämpfen  will,  sei  uns  willkommen.  Aber  die  Gemein- 
schaft des  Kampfes  bedingt,  dass  Sonderinteressen 
und  persönliche  Liebhabereien  zurücktreten  vor  dem 
Interesse  der  Gesamtheit.  Der  gemeinsame  Kampf 
heischt  die  Unterordnung  des  einzelnen  an  die  ge- 
meinsamen Ziele. 


87 


Diese  Ziele  sind  weitergesteckt  als  vor  dem  Kriege. 
Heute  handelt  es  sich  um  die  grossen  Fragen  des 
Sozialismus  selbst.  Aus  ihnen  fliesst  die  Kraft  der 
Einigung  und  der  Kampfwille  der  klassenbewussten 
Arbeiterschaft.  Dadurch  ist  die  Arbeiterbewegung  inner- 
lich erstarkt  und  zu  äusserer  Macht  gelangt.  Sie  ist 
nicht  mehr,  was  sie  vor  dem  Kriege  war.  Jetzt  ist  sie 
aufgestiegen  zu  geschichtlicher  Grösse  und  berufen 
zur  befreienden  Tat.  Und  was  sie  ist,  das  wage  sie 
zu  scheinen. 


88 


P  66^016 


UNIVERSITY  OF  B  <=•  UBR AR Y 


9424  01996  6495 


University  of  British  Columbia  Library 

DUE  PATE    

[fEB-6ib73BHrii 


r^ 


^^RD 


FORM    310 


